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BEBILDERUNG

Die Schweizer Berufsbildung sucht weltweit ihresgleichen. Das bestätigen jährlich diverse 
ausländische Delegationen, die sich von unserer beruflichen Grundbildung inspirieren 
lassen. Mit dem Plädoyer für eine berufliche Ausbildung mit den zwei Lernorten Berufs-
schule und Ausbildungsbetrieb anerkennt der Bund die hohe Ausbildungskompetenz und 
Vorbildfunktion der Arbeitgeber.

Die Bilderseiten in diesem Jahresbericht porträtieren junge Nachwuchsfachkräfte, die an-
lässlich der SwissSkills vom 12. bis 16. September 2018 in Bern Herzblut für ihr Metier 
gezeigt und dank der medialen Begleitung  beste Werbung für die Berufsbildung gemacht 
haben. An der grössten Berufsshow der Welt konnten sich die Besucher – darunter über 
64 000  Schüler im Berufswahlalter – auf 100 000 Quadratmetern über 135 Lehrberufe 
informieren und anlässlich der Berufsmeisterschaften 75 Grundberufe in Aktion erleben. 
Dieser Jahresbericht zeigt junge Berufsleute, die ihre drei- oder vierjährige Lehre mit dem 
eidgenössischen Fähigkeitszeugnis (EFZ) abgeschlossen haben. Dieses offiziell anerkann-
te Zeugnis ermöglicht den Nachwuchsfachkräften, in den Schweizer Arbeitsmarkt einzu-
treten. Die nationalen Berufsmeisterschaften konnten dank der Unterstützung der Stif-
tung SwissSkills, die der Schweizerische Arbeitgeberverband mitträgt, realisiert werden.

Umschlag: Malt die Zukunft der Schweiz: Eine SwissSkills-Teilnehmerin mit Lehrberuf 
Maler/in EFZ lässt das Bundeshaus Form annehmen.
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EDITORIAL

Geschätzte Mitgliederorganisationen
Sehr geehrte Damen und Herren

Die Beziehungen der Schweiz zur Europäischen Union sind nicht erst seit dem Berichts-
jahr 2018 ein Thema, das die Arbeitgeber stark beschäftigt. Kurz vor Jahresende hat 
der Bundesrat das Ergebnis der mehrjährigen Verhandlungen über das Institutionel-
le Rahmenabkommen präsentiert und eine innenpolitische Debatte angestossen. Für 
die Arbeitgeber ist klar: Ein freier und geregelter Marktzugang zu unserer wichtigsten 
Handelspartnerin ist von allerhöchster Bedeutung. Gleichwohl stehen die bilateralen 
Beziehungen mit der EU an einem Scheideweg. Sie bedürfen der Weiterentwicklung, 
sollen sie erfolgreich fortgeführt werden. Um eine innenpolitische Mehrheit zu finden, 
müssen die politischen Kräfte in unserem Land die offenen Streitpunkte ausräumen. 
Nur ein breit getragenes und ausgewogenes Ergebnis kann vor dem Schweizer Stimm-
volk bestehen. 

Auch der Schweizer Arbeitsmarkt steht vor einem grossen Wandel. Die anstehende Pen-
sionierungswelle der Babyboomer führt dazu, dass in zehn Jahren eine halbe Million 
Vollzeitstellen unbesetzt bleiben. Wie sich der Bedarf an qualifizierten Arbeitskräften 
in der Schweiz künftig decken lässt, wird damit zur Gretchenfrage. Die Arbeitgeber 
können nicht allein auf die Zuwanderung hoffen. Vielmehr richten sie ihr Augenmerk 
darauf, die inländischen Arbeitsressourcen besser zu nutzen. Auch deshalb haben sie 
sich im vergangenen Jahr für bessere Rahmenbedingungen zur Vereinbarkeit von Beruf 
und Familie starkgemacht. Damit sollen besonders die oft gut qualifizierten Mütter 
ihre Arbeitspensen erhöhen können. Zudem haben sich die Arbeitgeber mit «Check 
your Chance» gegen die Jugendarbeitslosigkeit und mit dem Netzwerk Compasso für 
die berufliche Eingliederung von Arbeitnehmenden mit gesundheitlicher Beeinträch-
tigung engagiert. 

In der Altersvorsorge führt der Austritt der geburtenstarken Jahrgänge aus dem Arbeits-
markt zusammen mit der steigenden Lebenserwartung dazu, dass sich in der AHV ein 
Milliardenloch öffnet. Um die AHV aus den roten Zahlen zu führen, sieht der Bundes-
rat in der neuen Reform AHV21 eine massive Zusatzfinanzierung vor. Die Angleichung 
des Rentenalters auf 65 Jahre steht als strukturelle Massnahme allein auf weiter Flur. 
Wegen verschiedener abfedernder Ausgleichsmassnahmen sorgt sie aber kaum für Ent-
lastung. Neben Zusatzfinanzierungen sind strukturelle Massnahmen indes unerläss-
lich, um die Renten für Jung und Alt nachhaltig zu sichern. Die Arbeitgeber werden sich 
weiterhin für eine nachhaltig finanzierte Altersvorsorge und einen funktionierenden 
Arbeitsmarkt einsetzen.

Schöne Momente haben die Arbeitgeber im Berichtsjahr an den SwissSkills 2018 erlebt, 
die einen einzigartigen Einblick in die Welt der Schweizer Berufsbildung ermöglicht 
haben. Auch die Wahl unseres langjährigen Vorstandsmitglieds Karin Keller-Sutter in 
den Bundesrat hat die Arbeitgeber mit grosser Freude erfüllt. Ein exklusives Interview, 
in dem sie auf ihre Zeit im Verband zurückblickt, sowie zahlreiche Beiträge, Zahlen 
und Bilder zum vergangenen Jahr präsentieren die Arbeitgeber in diesem Jahresbericht 
2018. Wir danken für Ihr Interesse und wünschen eine spannende Lektüre.

Valentin Vogt	 Roland A. Müller
Präsident	 Direktor

Roland A. Müller, Direktor (links), und  
Valentin Vogt, Präsident des Schweizerischen 
Arbeitgeberverbands



Es ist für einen Dachver-
band bereichernd, die 
Landesteile einzubinden. 
Der im Jahr 2014 gefällte 
Entschluss zum Aufbau 
einer «Antenne romande» 
war absolut richtig.
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Bis zu ihrer Wahl in den Bundes- 

rat hat Karin Keller-Sutter über  

sechs Jahre lang die Arbeitgeber-

politik im Vorstandsausschuss 

des Schweizerischen Arbeitgeber-

verbands (SAV) mitgestaltet.  

In einer Rückblende spricht sie 

über Erfolge und Flops beim 

Dachverband, räsoniert über den 

Politbetrieb und unterstreicht,  

wie zentral glaubwürdige sowie 

verlässliche Arbeitgeber für ein 

Fortkommen in der Schweiz sind. 

Frau Keller-Sutter, Sie waren vom Sep-
tember 2012 bis zu Ihrer Wahl zur Bun-
desrätin im Dezember 2018 Mitglied 
des Vorstandsausschusses des SAV. 
Was wird Ihnen davon in Erinnerung 
bleiben?

Haften bleiben weniger einzelne Anekdo-
ten als vielmehr die positive Gesprächs-
kultur in diesem Gremium. Es war im-
mer sehr erhellend, wenn eine Sachfrage 
aus verschiedensten Blickwinkeln unter-
sucht wurde, sei es aus Sicht einer Bran-
che, Region oder – wie in meinem Fall – 
eher aus einer politischen Warte. Gerade 
weil immer um der Sache verpflichtete 
Lösungen gerungen wurde, waren harte 
Diskussionen möglich, die aber immer 
sachlich und fair waren. So blieben auch 
keine Narben zurück.

In Ihre Zeit beim SAV fielen zentrale 
wirtschaftspolitische Vorlagen, darun
ter die Masseneinwanderungsinitia
tive und die Altersvorsorge 2020. Wie 
hat der SAV, der an vorderster Front 
aktiv war, aus der Rückschau agiert?

In der Altersvorsorge 2020 war ich voll-
ständig einverstanden mit dem Kurs des 
SAV. In der Masseneinwanderungsiniti-
ative favorisierte ich hingegen eine an-
dere Piste, die ich für mehrheitsfähiger 
hielt. In den vielen intensiven Diskussi-
onen konnten wir aber immer eine Posi-
tion erarbeiten, der wir uns – vielleicht 
mit Abstrichen – anschliessen konnten. 
Ich hatte deshalb nie den Eindruck, dass 
am Schluss noch etwas Unverarbeitetes 
zurückblieb. Dabei half sicherlich, dass 
sich – wie in der Politik – Mehr- und Min-
derheiten auch in einem solchen Gremi-
um immer wieder abwechseln. 

In der Altersvorsorge 2020 konnte aber 
der «Röschtigraben» bis zur Volks
abstimmung nicht zugeschüttet wer-
den.

In der Tat waren die Sensibilitäten in 
der Romandie in dieser Frage teilwei-
se anders. Es ist für einen Dachverband 
mit gesamtschweizerischem Anspruch 
aber bereichernd, die verschiedenen Lan-
desteile zu verstehen und einzubinden. 
Darum war auch der im Jahr 2014 ge-
fällte SAV-Entschluss zum Aufbau einer 
«Antenne romande» absolut richtig. Die 
Legitimität des SAV ist dadurch gewach-
sen.

Wenn ein Dachverband nicht mit einer 
Stimme spricht, sendet er doch zwie-
spältige Signale aus.

Ja, das ist natürlich eine Aufforderung 
zum Tanz. Sobald Flügelkämpfe sichtbar 
werden, muss man mit Instrumentalisie-
rungen von verschiedenen Seiten rech-
nen. Es braucht darum die Einsicht aller, 
dass es besser ist, die Reihen geschlossen 
zu halten und sich gar nicht erst auf sol-
che Spiele einzulassen. 

Welche Bilanz ziehen Sie aus Ihrer Ver-
bandsarbeit beim SAV? Was ist beson-
ders gelungen? 

Trotz schwieriger Diskussionen konnten 
wir besonders bei der Masseneinwan-
derungsinitiative eine ausgewogene, für 
die Arbeitgeber verkraftbare und in den 
eigenen Reihen gut abgestützte Lösung 
finden. Mit der inzwischen eingeführten 
Stellenmeldepflicht bleiben zugleich die 
Bilateralen Verträge gewahrt. 

KARIN KELLER-SUTTER

«DER SAV IST  
GLAUBWÜRDIGER UND 
RELEVANTER GEWORDEN»
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Und wo ist der Erfolg ausgeblieben?

Eine grosse Baustelle bleibt die Alters-
vorsorge. Hier kommt dem SAV, der im 
Unterschied zu anderen Organisationen 
nicht nur ein Wirtschaftsverband, son-
dern zugleich ein Sozialpartner ist, eine 
Schlüsselrolle zu. So hat der SAV in der 
zweiten Säule jetzt die wichtige und ver-
antwortungsvolle Aufgabe, zusammen 
mit den Gewerkschaften eine Lösung zu 
finden, hinter die sich das Parlament stel-
len kann. Ich habe im SAV immer die Auf
fassung vertreten, dass eine schlanke, 
etappierte Reform unter Federführung 
der Sozialpartner die besten Erfolgsaus-
sichten hat. Neben dem SAV ist aber auch 
die Politik in der Pflicht, echten Reform-
willen zu beweisen. 

Wie stark wird denn der SAV nach Ihrer 
Einschätzung die jetzige Reform in der 
Altersvorsorge mitprägen?

In der ersten Säule ist jetzt wieder der 
Bundesrat am Zug. Hier kann der SAV vor 
allem mit seinen fundierten Analysen 
einen wichtigen Beitrag zu einer Stabili-
sierung der AHV leisten. Persönlich und 
auch nach dem Studium der Vox-Analy-
sen habe ich weiterhin den Eindruck,  
dass die damalige Reform ohne das «Ren-
tenzückerli» von 70 Franken im Septem-
ber 2017 an der Urne nicht gescheitert 
wäre. Zur – auch beim SAV unbestritte-
nen – sozialen Abfederung hätte es zwei-
fellos Instrumente ohne Giesskanne ge-
geben, mit denen die Renten der tiefen 
Einkommensbezüger zielgerichtet hät-
ten aufgebessert werden können. In der 
zweiten Säule hat der Bundesrat diesmal 
den Sozialpartnern den Vortritt gelassen. 
Ich hoffe sehr, dass wir mit der bewähr-
ten schweizerischen Sozialpartnerschaft 
zu einer klugen und breit abgestützten 
Lösung kommen. 

Nach den Nationalratswahlen im 
Herbst beginnt die 51. Legislaturperi-
ode. Wo soll der SAV dann seine Priori-
täten setzen? 

Die drei Säulen der Arbeitgeberpolitik 
werden zweifellos auch in der nächsten 
Legislatur gleich wichtig bleiben. Aller-

dings wird der Handlungsdruck in den 
Bereichen Arbeitsmarkt, Bildung und So-
zialpolitik wohl noch zunehmen. Daneben 
würde ich es sehr begrüssen, wenn der 
SAV-Präsident das Engagement zur För-
derung der Frauen in der Wirtschaft auf-
rechterhalten und bei seinen Mitgliedern 
das Bewusstsein für Frauenkarrieren wei-
ter schärfen würde. Besondere Aufmerk-
samkeit verdient zudem die Vereinbar-
keit von Beruf und Familie. 

Im Gegensatz zu vielen Kantonen 
hat sich der SAV für eine nochmalige 
Verlängerung des Bundesprogramms 
zur Förderung familienergänzender 
Angebote der Kinderbetreuung ausge-
sprochen.

Das ist gut und richtig, denn mit den viel-
fach gut ausgebildeten Müttern liegt eini-
ges Potenzial brach. Nach meiner Ansicht 
könnte man aber noch mehr tun. Deshalb 
habe ich die Schirmherrschaft für eine 
parteiübergreifende Allianz übernom-
men, die zusammen mit Kantonen, Städ-
ten und Gemeinden Leuchtturm-Projekte 
anstossen soll. 

So willkommen solche Initiativen auch 
sind, die Finanzierung der Kinderbe-
treuung wird eine Gretchenfrage blei-
ben. 

Das ist so, zumal die Mittel der Kan-
tone begrenzt sind. Vergessen Sie aber 
nicht, dass sich der Fachkräftemangel 
wegen der demografischen Entwicklung 
in der Schweiz und in anderen Ländern 
in den nächsten Jahren ganz markant 
akzentuieren wird. Darum wird sich 
der internationale Wettbewerb um qua-
lifizierte Arbeitskräfte verschärfen. In 
diesem Umfeld müssen sich die Un-
ternehmer verstärkt überlegen, wie sie 
als Arbeitgeber attraktiv bleiben, und 
ob sie dafür zum Beispiel die familien
externe Kinderbetreuung mitorganisie-
ren oder vermehrt Teilzeitmodelle an-
bieten wollen.

Wo und wie machen Sie in Ihrem be-
ruflichen Alltag explizit Politik für die 
Frauen? 

Der SAV hat in der zweiten 
Säule jetzt die wichtige  
und verantwortungsvolle 
Aufgabe, mit den Gewerk-
schaften Lösungen zu 
finden, hinter die sich das 
Parlament stellen kann.

PERSÖNLICH:  
KARIN KELLER-SUTTER

>> Dabei können Sie am besten 
abschalten: Bei Spaziergängen, 
gerne frühmorgens im Wald,  
gerne mit meinem Ehemann.

>> Das fehlt nie in Ihrem Kühl-
schrank: Cola Zero.

>> Diesen Film haben Sie zuletzt 
gesehen: «Mission: Impossible 
– Fallout». 

>> Das wäre ein reizvolles Aben-
teuer: Eine Atlantiküberfahrt 
nach New York. 

>> Ihr Ratschlag an die junge 
Generation: Etwas wagen, seine 
Chancen erkennen und nutzen. 

>> Darüber können Sie lachen:  
Über britischen Humor.

>> Das macht Sie rasend:  
Beim Autofahren kann ich die 
Geduld verlieren.

>> Ihr letzter Glücksmoment:  
Jeder Tag hält einen glücklichen 
Augenblick bereit, wenn man  
ihn sehen will – zum Beispiel beim 
abendlichen Blick aus dem 
Fenster des Bundesratsbüros.
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Der Staat muss für dieselben Start-
chancen und denselben Zugang zu Bil-
dung – unabhängig von Herkunft und 
Geschlecht  – sorgen, sodass die Men-
schen selbstbestimmt ihre Talente ent-
wickeln und ihren Platz in der Gesell-
schaft finden können. Auf der Grundlage 
einer so verstandenen Chancengleichheit 
setze ich mich überzeugt für eine inten-
sive Unterstützung von Frauenkarrieren 
ein. Zusätzlich braucht es nach meinen 
Erfahrungen unbedingt eine spezifische 
Struktur zur Vereinbarkeit von Beruf und 
Familie, ohne die Frauenkarrieren gerade 
für berufstätige Mütter nur schwer gelin-
gen. Die grössten Karrierekiller für Müt-
ter sind nun einmal Erwerbsunterbrüche. 
Hinderlich sein mögen ausserdem verän-
derte Lebensentwürfe oder mangelnder 
Ehrgeiz, der in unserer Wohlstandsgesell-
schaft verloren zu gehen droht. 

Braucht es zwingend die Perspektive 
der Frau, um Frauenanliegen gerecht 
zu werden?

Davon bin ich überzeugt. Frauen leisten 
sehr viel für die Gesellschaft, sei es in der 
Erwerbs- oder in der Familienarbeit. Die-
ser Einsatz für die Allgemeinheit muss 
sich in der Verantwortung spiegeln, die 
Frauen übertragen wird. Dadurch wird 
zudem eine breite Identifikation in den 
Gremien verbessert. All dies soll sich im 
Bundesrat genauso abbilden wie in einem 
Wirtschaftsverband, der sich beispiels-
weise zu Frauenkarrieren äussert. Inso-
fern hoffe ich natürlich, dass der Frau-
enanteil im SAV nach meinem Rücktritt 
wieder zunimmt, zumal ich als damalige 
Präsidentin des Detailhandelsverbands 
eine Branche mit einem ausserordentlich 
hohen Frauenanteil vertreten habe.

Wenden wir uns nun dem politischen 
Handwerk zu. Ihnen wird nachgesagt, 
dass Sie während der Sessionen nicht 
oft an Lobbyveranstaltungen anzu-
treffen waren. Wie können Interessen-
gruppen ihre legitimen Anliegen am 
besten einfliessen lassen? 

Die drei Säulen der Arbeit-
geberpolitik werden in  
der nächsten Legislatur 
gleich wichtig bleiben.  
Der Handlungsdruck in den 
Bereichen Arbeitsmarkt, 
Bildung und Sozialpolitik 
wird allerdings wohl noch 
zunehmen.
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Bei jeder Art von politischer Arbeit 
steht die Glaubwürdigkeit zuoberst. 
Und nur einer aufrichtigen Person wer-
den im politischen Umfeld der nötige 
Respekt und das Vertrauen entgegenge-
bracht. Hier hat sich der SAV mit dem 
jetzigen Präsidenten an der Spitze sehr 
entwickelt. Die Vertreter des Dachver-
bands haben sich stärker eingebracht 
und sind mit klaren, nicht bloss auf 
Partikularinteressen beruhenden Positi-
onen zu einer unentbehrlichen Stimme 
der Wirtschaft geworden. So ist der 
SAV – nicht immer zur Freude von 
allen – glaubwürdiger und relevanter 
geworden. 

Doch man kann im politischen Konzert 
auch zu laut und zu offensiv werden.

Sicher. Deshalb ist es ganz wichtig zu spü-
ren, wann die Verbandsarbeit getan ist 

und das Primat der Politik gilt. Das Par-
lament lässt sich nicht gerne reinreden. 
Es braucht also viel Fingerspitzengefühl. 

Stellen Sie eine Verschiebung der 
Lobbyarbeit in den parlamentarischen 
Prozess fest?

Nach meiner Erfahrung muss man in al-
len Etappen präsent und im Austausch 
bleiben. Diese Art der Vertrauensarbeit 
ist eine Knochenarbeit, um die übrigens 
auch der Bundesrat nicht herumkommt. 
Ich rate davon ab, primär die öffentliche 
Bühne zu suchen. 

Trotzdem wird man als Beobachter den 
Eindruck nicht los, dass Politmarke-
ting und Präsenz in den Massenmedien 
wichtiger sind als seriöse Sachpolitik 
in den Kommissionszimmern abseits 
der Scheinwerfer.

Es ist ganz wichtig zu 
spüren, wann die Verbands-
arbeit getan ist und  
das Primat der Politik gilt.
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Es ist in der Tat so, dass in der modernen 
Mediendemokratie oft Themen aufge-
schaukelt werden, die mit den echten Sor-
gen der Menschen in unserem Land we-
nig zu tun haben. Die grossen Probleme 
wie Altersvorsorge oder Gesundheitswe-
sen, die in Sorgenbarometern ganz oben 
stehen, sind leider so komplex, dass sie 
in der medialen Darstellung nicht immer 
einfach vermittelt werden können.

Oder sie werden wie beim Rahmenab-
kommen als Wahlkampfthema miss-
braucht.

Das ist vielleicht in einem Wahljahr nicht 
ganz auszuschliessen. Immerhin ist das 
Verhältnis zur EU eine Schicksalsfrage 
für unser Land. Ich bin aber zuversicht-
lich, dass sich die Sozialpartner ihrer Ver-
antwortung bewusst sind und sich nach 
einer Phase der Irritation wieder verstän-
digen. Der Fortbestand der Bilateralen 
Verträge kann nur dann in einer Volks-
abstimmung gesichert werden, wenn jene 
Parteien, die immer für diesen Weg ein-
gestanden sind, und die Sozialpartner am 
selben Strick ziehen. 

Wechseln wir zu Ihrem besonderen Be-
zug zur Sprache. Sie sind ausgebildete 
Konferenz-Dolmetscherin und sassen 
während einiger Zeit im Verwaltungs-
rat eines traditionsreichen Schwei-
zer Medienhauses. Wie wichtig ist die 
Sprache in der Politik? 

Es ist essenziell, dass man im Dialog klar-
machen kann, was man denkt. Umgekehrt 
sollte man auch das Gegenüber verstehen. 
Ich merke ausserdem immer wieder, dass 
Arbeit an der Sprache zugleich Arbeit am 
Gedanken ist. Ein intensives Feilen an der 
Sprache ist zwingend, will man in unserer 
schnelllebigen Welt, in der man um Auf-
merksamkeit kämpfen muss, seine Bot-
schaften prägnant und kohärent platzie-
ren. Dabei helfen eigene Überzeugungen 
und Werte. Meine Devise ist: Wenn etwas 
nicht durchdacht ist, kann man es nicht 
artikulieren – und dann sollte man es erst 
recht nicht machen. 

Im letztjährigen Jahresbericht hat sich 
unser Quästor Severin Moser von der 

Bundespolitik in Bern mehr Sachpoli-
tik und weniger Politmarketing sowie 
einen echten Durchbruch in der Re-
form der Altersvorsorge gewünscht. 
Zum Abschluss haben Sie Gegenrecht: 
Ihr Wunsch an die Adresse der Arbeit-
geber?

Unser Land braucht mehr Reformeifer, 
damit wichtige politische Dossiers de
blockiert werden. Dabei können die 

Arbeitgeber ihre Glaubwürdigkeit und 
ihren Sachverstand nutzen, um gemein-
sam mit der Politik nach Lösungen zu 
suchen und die Schweiz als attraktiven 
Standort zu erhalten. Wenn es der Wirt-
schaft gelänge, in einer breiten Allianz 
den Nutzen einer florierenden Wirtschaft 
für unsere Bürgerinnen und Bürger fass-
bar zu machen, wäre viel gewonnen. 

INTERVIEW: FREDY GREUTER

BUNDESRÄTIN KARIN KELLER-SUTTER

Karin Keller-Sutter wurde 1963 geboren. Sie stammt aus dem Kanton St. Gallen. 
Die Schule besuchte sie in Wil und Neuenburg. Karin Keller-Sutter ist ausgebil-
dete Übersetzerin/Dolmetscherin und Mittelschullehrerin. Von 1989 bis 2000 
arbeitete sie als selbstständige Übersetzerin und Lehrbeauftragte einer Berufs
schule. 

Karin Keller-Sutter begann ihre politische Laufbahn 1992 als Gemeinderätin  
in Wil. 1996 wurde sie ins Kantonsparlament und im Jahr 2000 in die Kantons
regierung gewählt. Als Regierungsrätin stand sie dem Justiz- und Sicherheits
departement vor. 2011 wurde Karin Keller-Sutter als Vertreterin des Kantons 
St. Gallen in den Ständerat gewählt. 2017/2018 präsidierte sie den Ständerat. 
Sie war zudem in verschiedenen Verwaltungs- und Stiftungsräten aktiv. 

Die Bundesversammlung hat Karin Keller-Sutter am 5. Dezember 2018 in den 
Bundesrat gewählt. Sie leitet seit Januar 2019 das EJPD. 

Karin Keller-Sutter (rechts) und Viola Amherd zwischen den Ratsweibeln Ivan Della Valentina 
(links) und Peter Truffer. (Bild KEYSTONE/Anthony Anex)
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Der Verhandlungspoker um das 

Institutionelle Abkommen (InstA) 

geht in die entscheidende Phase. 

Den Auftakt machten im Sommer 

2018 die Gewerkschaften, als  

sie die Einladung des Bundesrats 

zur Teilnahme an einem runden 

Tisch brüsk ausschlugen. Am Ende 

des Berichtsjahrs schickte der 

Bundesrat den Entwurf des InstA 

in die Konsultation. Im Sommer 

2019 wird die Landesregierung 

entscheiden, ob und in welcher 

Form das InstA auf den Weg der 

parlamentarischen Beratungen 

geschickt wird. Das Wahljahr 2019 

verspricht äusserst spannend zu 

werden.

Für die Schweiz ist der bilaterale Weg 
mit der EU eine Erfolgsgeschichte (siehe 
Grafik). Das vorliegende Institutionelle 
Abkommen (InstA) knüpft daran an, in-
dem die Schweiz damit den bilateralen 
Weg nicht nur erhalten, sondern in die 
Zukunft führen kann. Dieses Rahmen
abkommen sichert den diskriminierungs-
freien Zugang zu unserem grössten Ex-
portmarkt, schafft Rechtssicherheit und 
bildet die Basis für die Weiterentwick-
lung der Verträge mit unserem wichtigs-
ten Handelspartner. Die Eckpfeiler des 
InstA – Streitbeilegungsmechanismus 
und dynamische Rechtsübernahme un-
ter Anerkennung des schweizerischen 
Gesetzgebungsverfahrens (Referendum) 
– werden vom Schweizerischen Arbeitge-
berverband (SAV) unterstützt.

In ihrer Beurteilung konzentrieren sich 
die Arbeitgeber auf die beiden arbeitge-
berpolitischen Hauptfragen des Abkom-
mens: die Flankierenden Massnahmen 
(FlaM) und die Sozialversicherungen.

Für den SAV stehen potenzielle Ein-
schränkungen der FlaM durch das InstA 

respektive die Durchsetzungsrichtlinie 
(2014/67/EU) im Fokus. Die EU hat hierzu 
der Schweiz einen Vorschlag unterbreitet, 
wonach das relevante EU-Recht im Ent-
sendebereich drei Jahre nach Inkrafttre-
ten des InstA zwar zu übernehmen ist, 
der Schweiz jedoch völkerrechtlich abge-
sicherte Ausnahmen, sogenannte Länder-
spezifikationen, zugestanden werden. 

SCHWERPUNKT

DER STEINIGE WEG ZU  
EINEM INSTITUTIONELLEN 
ABKOMMEN

FAKTEN ZUR BEZIEHUNG DER SCHWEIZ ZUR EU

Quelle: Schweizerische Eidgenossenschaft

1 500 000
Arbeitsplätze hängen von 
Schweizer Exporten 
in die EU ab.

1/3
Jeden dritten Franken 
verdient die Schweiz im 
Austausch mit der EU.

MOBILITÄT

CH EU

450 000 Schweizerinnen und 
Schweizer leben in der EU und 
etwa 1,4 Millionen 
EU-Bürger in der Schweiz.

315 000 Grenzgängerinnen und 
Grenzgänger kommen jeden Tag 
zur Arbeit in die Schweiz.

TOP 3
Die Schweiz gehört 
zusammen mit den 
USA und China zu den 
drei wichtigsten 
Handelspartnern 
der EU.

EU
CH

52%
Exporte

70%
Importe

DIE DER SCHWEIZ 
ZUGESTANDENEN 
LÄNDERSPEZIFIKATIONEN 
(VORSCHLAG EU)

>> Möglichkeit einer branchen
spezifischen Voranmeldefrist  
von vier Arbeitstagen auf  
der Basis von Risikoanalysen 
(heute acht Kalendertage)

>> Kautionspflicht in Risiko-
branchen bei Akteuren, die ihren 
finanziellen Verpflichtungen  
nicht nachgekommen sind

>> Dokumentationspflicht für 
Selbstständige
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Dieses Konzept kann der SAV mittragen. 
An seine Zusage knüpft er allerdings zwei 
Voraussetzungen. Erstens soll am beste-
henden Schutzniveau der FlaM sowie 
am dualen Vollzugssystem mit Überwa-
chungs- und Sanktionierungskompe-
tenzen festgehalten werden. Zweitens 
müssen, wenn aktuelle Instrumente anzu-
passen sind (8-Tage-Regel), zur Sicherung 
des Schutzniveaus «Kompensationsmass-
nahmen» für das wegfallende Instrument 
möglich sein, darunter die Einführung 
eines Online-Meldeverfahrens durch An-
passungen im Zentralen Migrationsinfor-
mationssystem (ZEMIS) des SEM.

LÖSUNGSANSATZ  
IM BEREICH DER FLAM

Wie erwähnt, konnte bisher mithilfe der 
FlaM das Niveau des Arbeitnehmerschut-
zes in der Schweiz erhalten werden, wes-
halb sich die Sozialpartner hinter die Bi-
lateralen Verträge stellen. Die Einhaltung 
der ortsüblichen Lohn- und Arbeitsbe-
dingungen garantiert zudem für in- und 
ausländische Arbeitgeber gleich lange 
Spiesse, was insbesondere auf Arbeitge-
berseite von Bedeutung ist. Einmal mehr 
ausgezeichnet hat sich zudem die bewähr-
te sozialpartnerschaftliche Zusammenar-
beit im dualen Vollzugssystem. Um diese 
Errungenschaften zu erhalten, sind nach 
dem Urteil der Arbeitgeber im InstA fol-
gende Präzisierungen notwendig:

>> Bestandesschutz/Garantie mit Bezug 
auf das duale Vollzugssystem: Die 
Sozialpartner sollen als vollwertiges 
Vollzugsorgan bei der Durchsetzung 
der minimalen Lohn- und Arbeits-
bedingungen anerkannt bleiben. 
Ausserdem sind die bestehenden Voll-
zugsinstrumente und -mechanismen 
(Überwachungskompetenz) sowie die 
Sanktionierungskompetenz verbind-
lich abzusichern.

>> Es ist zu präzisieren, dass zusätzliche 
FlaM ausserhalb des Katalogs der 
Durchsetzungsrichtlinie möglich blei-
ben (Präzisierung zu Protokoll Nr. 1).

>> Die im Vorschlag der EU gewährten 
Länderspezifikationen zur Voranmel-
defrist und Kautionspflicht sollen 
präzisiert werden. Dazu gehört zum 

einen, dass die Kautionspflicht nicht 
erst nach einem Fehlverhalten, son-
dern als präventive Massnahme vor-
gesehen werden kann. Zum andern 
muss die Schweiz in beiden Fällen die 
zu kontrollierenden Risikobranchen 
eigenständig definieren können.

WER BEZAHLT BEI 
ARBEITSLOSEN 
GRENZGÄNGERN? 

Ebenfalls im Fokus steht auf EU-Ebe-
ne die Revision der Verordnung über 
die Koordination der Sozialversicherun-
gen (Verordnung [EG] Nr. 883/2004). 
Sie betrifft den Wechsel der Zustän-
digkeit für Arbeitslosenleistungen an 
Grenzgänger. Nach dem Willen der EU 
soll sich die Leistungshöhe künftig nach 
dem Erwerbsort- und nicht mehr nach 
dem Wohnortprinzip richten. Diese Än-
derung unterstünde – da materieller 
und bloss formeller Art – in der Schweiz 
dem obligatorischen Volksreferendum. 
Mit dem Wechsel der Zuständigkeit ver-
bunden wären erhebliche Mehrkosten 
für die schweizerische Arbeitslosenver-
sicherung (ALV). Betroffen von diesen 
neuen Regelungen wären rund 315 000 
Grenzgänger. Im Jahr 2015 betrug das 
Beitragsvolumen der EU-Grenzgänger 
418 Millionen Franken. Die Summe der 
Transferleistungen der Schweiz an die 
EU belief sich im gleichen Zeitraum nur 
auf 193 Millionen Franken. Angesichts 
dieser Verhältnisse ist mittelfristig eine 
Erhöhung der ALV-Transferleistungen un-

ausweichlich. Der Druck zur Übernahme 
dieser Koordinierungsregel – sofern sie 
auf EU-Ebene definitiv Zustimmung fin-
det – entsteht aber unabhängig von den 
Verhandlungen über ein InstA.

DER BUNDESRAT  
IST GEFORDERT

Aufgrund dieser Situation muss der Bun-
desrat nach Ansicht der Arbeitgeber 

>> nach Abschluss der Konsultations-
phase eine klare Position einnehmen 
und die erwähnten Präzisierungen 
einholen;

>> eine eigene Beurteilung darüber ab
geben, ob mit den völkerrechtlich 
abgesicherten FlaM das Lohnschutz-
niveau gehalten werden kann bzw. 
welche Kompensationsmassnahmen 
allenfalls notwendig sein würden;

>> einen klaren Zeitplan zu den weiteren 
Schritten vorlegen.

ROLAND A. MÜLLER

GRUNDZÜGE DES InstA

Der Abschluss eines Institutionellen 
Abkommens würde den Zugang  
zum Binnenmarkt konsolidieren  
und den Abschluss neuer Abkommen  
über den EU-Binnenmarktzugang, 
zum Beispiel im Strombereich,  
ermöglichen. Das Institutionelle 
Abkommen würde nur die fünf  
bereits bestehenden Marktzugangs-
abkommen 

>> Personenfreizügigkeit
>> Landverkehr

>> Luftverkehr
>> Abkommen über den Abbau der 

technischen Handelshemmnisse/
MRA

>> Landwirtschaft
sowie alle künftigen Marktzugangs-
abkommen regeln und hierfür im 
Streitfall ein paritätisches Schieds
gericht vorsehen. Ausserdem müsste 
die Schweiz künftig auch Anpas
sungen dieser EU-Marktzugangsab-
kommen dynamisch übernehmen.

Die Bilateralen Verträge 
sind eine Erfolgsgeschichte. 
Der SAV unterstützt  
deren Weiterentwicklung.
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2018: WAS DIE ARBEITGEBER BEWEGTE 

BILDUNG

VIELE JUNGE 
MIT BILDUNGS
ABSCHLÜSSEN

Erstmals präsentiert das 
Bundesamt für Statistik 
(BFS) die Quote der Erst
abschlüsse auf Sekundar-
stufe II. Fast 91 Prozent  
der jungen Erwachsenen 
erreichten 2015 einen nach-
obligatorischen Bildungs
abschluss. Die hohe Quote 
unterstreicht die Leistungs-
fähigkeit des schweize
rischen Bildungssystems  
und das grosse Engage-
ment der Lehrbetriebe.

ARBEITSMARKT

MEHR ARBEIT
NEHMENDE IN GAV

Daten des BFS zeigen, dass 
immer mehr Arbeitneh-
mende einem Gesamtar-
beitsvertrag (GAV) unter-
stellt sind. Im März 2016 
belief sich die Zahl auf 
2 066 550 Arbeitnehmende. 
Zwei Jahre zuvor waren es 
weniger als zwei Millionen. 
Die Befürchtungen der 
Gewerkschaften, wonach 
der Arbeitnehmerschutz 
hierzulande abnimmt, sind 
somit unbegründet. 

SOZIALPOLITIK

AXA ZIEHT SICH 
ZURÜCK

Die AXA gibt als zweit-
grösste Anbieterin den 
Ausstieg aus dem Geschäft 
der BVG-Vollversicherung 
bekannt. Dieser Schritt  
ist die Folge einer Politik, 
welche die Herausforderun-
gen der alternden Gesell-
schaft für die Altersvorsorge 
nicht entschlossen genug 
angeht. Die Leidtragenden 
sind die KMU und ihre 
Mitarbeitenden, die das 
Anlagerisiko zunehmend 
selbst tragen müssen.

ARBEITSMARKT

KONFERENZ ÄLTERE 
ARBEITNEHMENDE

Laut der Schlusserklärung 
zur vierten Nationalen 
Konferenz zu älteren 
Arbeitnehmenden bilden 
der kulturelle Wandel,  
gute Arbeitsbedingungen 
und lebenslanges Lernen 
die Grundlage für eine 
aktive berufliche Entwick-
lung. Dafür setzen sich auch 
die Arbeitgeber ein. Einen 
Ausbau des Kündigungs-
schutzes lehnen sie hinge-
gen entschieden ab.

SOZIALPOLITIK

HÖHERES 
RENTENALTER WIRD 
MEHRHEITSFÄHIG

Eine Umfrage von gfs.bern 
zeigt, dass die Mehrheit der 
Befragten die Angleichung 
des Rentenalters auf  
65/65 befürwortet. Selbst 
ein Vorschlag der Industrie- 
und Handelskammer Thur-
gau, die eine schrittweise 
Erhöhung des Rentenalters 
auf 66/66 vorsieht, findet 
eine knappe Mehrheit. Das 
zeigt, dass die Akzeptanz 
steigt, für sichere Renten 
auf heutigem Niveau länger 
zu arbeiten.

ARBEITSMARKT 

GEWERKSCHAFTEN 
VERWEIGERN 
DISKUSSION

Die Gewerkschaften boykot-
tieren die Gespräche am 
runden Tisch mit Bundesrat, 
Kantonen und Sozial
partnern zum Rahmen
abkommen mit der EU.  
Der Schweizerische 
Gewerkschaftsbund und 
Travail.Suisse werfen dem 
Bundesrat vor, bei den 
Flankierenden Massnah-
men zur Personenfreizügig
keit zu kompromissbereit  
zu sein und den Lohnschutz 
zu gefährden.

BILDUNG

GROSSERFOLG 
SWISSSKILLS 2018

An den SwissSkills 2018  
in Bern erleben über 
115 000 Besucherinnen und 
Besucher hautnah, wie im 
beruflichen Wettkampf 
gebohrt, gemalt, gekocht 
oder programmiert wird. Die 
Schweizer Berufsmeister-
schaften gewähren einen 
einzigartigen Einblick in die 
Vielfalt der Schweizer 
Berufsbildung und tragen 
wesentlich dazu bei, die 
moderne Berufsbildung ins 
Rampenlicht zu rücken.

SOZIALPOLITIK

PARLAMENT 
VERABSCHIEDET 
STAF

Die Verknüpfung von 
Steuervorlage 17 und  
AHV-Finanzierung (STAF) 
wird in der Schlussab
stimmung vom Nationalrat 
mit 112 zu 67 und vom 
Ständerat mit 39 zu vier 
Stimmen verabschiedet.  
Die Vorlage verknüpft eine 
Steuerentlastung für Unter
nehmen mit zusätzlichen 
jährlichen Zahlungen von 
zwei Milliarden Franken  
an die AHV. Gegen die Vor-
lage wird das Referendum 
ergriffen.

JANUAR APRIL 

23 25 10 26

29 8 12 28
SEPTEMBER JUNI AUGUST
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JUNI MAI 

ARBEITSMARKT

HÖHERE LÖHNE, 
GERINGERE 
UNTERSCHIEDE 

Die Lohnstrukturerhebung 
des BFS zeigt, dass der 
Medianlohn für eine Voll-
zeitstelle zwischen 2014 
und 2016 auf 6502 Franken 
brutto pro Monat gestiegen 
ist. Dies entspricht einem 
Lohnwachstum von 1,2 Pro-
zent. Zudem haben sich die 
Lohnschere und der Lohn-
unterschied zwischen 
Frauen und Männern weiter 
verringert.

SOZIALPOLITIK

ÜBERRAGENDES 
BVG

Laut einer Studie von c-alm 
übertrifft das BVG seit 
seiner Schaffung sogar die 
AHV punkto Leistungsfähig-
keit deutlich. Allerdings  
gab es auch Zeitabschnitte, 
in denen das Lohnsum
menwachstum weit über 
der Kapitalmarktrendite  
lag. In diesen Phasen war  
die Effizienz der AHV  
höher. Die Behauptung, die 
berufliche Vorsorge sei 
weniger effizient, kann 
indes klar widerlegt werden.

ARBEITSMARKT

ARBEITSKRÄFTE 
GESUCHT

In der Publikation «Monitor 
Schweiz» kommt die Credit 
Suisse zum Schluss, dass 
Schweizer Unternehmen 
zunehmend Mühe bekun-
den, ihre offenen Stellen zu 
besetzen. Dabei fehlt es 
– trotz der rekordhohen 
Zahl an Beschäftigten – 
neben speziellen Fachkräf-
ten auch insgesamt an 
Arbeitskräften. Die Zahl der 
offenen Stellen ist im 
Vergleich zum Vorjahr um  
17 Prozent gestiegen.

BILDUNG

DRITTER 
SCHWEIZER 
BILDUNGSBERICHT

Gemäss dem dritten 
Schweizer Bildungsbericht 
stehen die Herausforde
rungen von Migration und 
Digitalisierung für das 
Bildungswesen besonders 
im Fokus. Bei der Berufs
bildung hat sich die enge 
Zusammenarbeit der 
Akteure des Bildungswe-
sens mit den Arbeitgebern 
bewährt. Die Schweiz belegt 
punkto Gleichgewicht von 
Bildungs- und Arbeitswelt 
international den Spitzen-
platz.

SOZIALPOLITIK

SCHWEIZER 
ALTERSVORSORGE 
FÄLLT AB

Im Melbourne Mercer 
Global Pension Index, der 
die Vorsorgesysteme 
verschiedener Länder ver-
gleicht, fällt die Schweiz  
mit Platz 11 erstmals aus 
den Top Ten. Gemäss dem 
Barometer ist der politische 
Reformstau dafür verant-
wortlich, dass die grosse 
Herausforderung einer 
alternden Bevölkerung für 
die Altersvorsorge nicht 
angegangen, sondern 
immer weiter aufgeschoben 
wird.

ARBEITSMARKT 

SOZIALPOLITIK

SOZIALDETEKTIVE 
UND SBI 

Die Selbstbestimmungs-
Initiative (SBI) der SVP  
wird in der Volksabstim-
mung klar mit 66,2 Prozent 
der Stimmen abgelehnt.  
Die Revision des Sozial
versicherungsgesetzes,  
das die Überwachung von 
Versicherten regelt, bei 
denen ein begründeter 
Verdacht auf Missbrauch 
vorliegt, wird ebenso 
deutlich mit 64,7 Prozent 
der Stimmen angenommen.

BUNDESRATS
WAHLEN

Viola Amherd (CVP, VS) und 
Karin Keller-Sutter (FDP, 
SG) werden im ersten Wahl-
gang als Nachfolgerinnen 
von Doris Leuthard (CVP, AG) 
und Johann Schneider-
Ammann (FDP, SG) in den 
Bundesrat gewählt. Amherd 
übernimmt das VBS, Keller-
Sutter das EJPD. Karin 
Keller-Sutter war bis zur 
Wahl zur Bundesrätin sechs 
Jahre lang Mitglied des 
Vorstandsausschusses des 
SAV. 

ARBEITSMARKT

EU-RAHMEN
ABKOMMEN 

Der Bundesrat berät das 
geplante Institutionelle 
Rahmenabkommen mit der 
EU und nimmt das Ver
handlungsergebnis vorerst 
zur Kenntnis. Die Landes
regierung kündet zudem  
an, die offenen Fragen zu 
den Flankierenden Mass-
nahmen, zur Unionsbürger-
richtlinie und zu den 
staatlichen Beihilfen innen-
politisch abklären zu 
lassen.

 14 4  12  19

22 25 5 7
OKTOBER NOVEMBER DEZEMBER



Augenmass gefragt:  
Der Lehrberuf Uhrmacher/in EFZ.
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Eine hohe Erwerbsbeteiligung  

und eine tiefe Erwerbslosigkeit 

sind Kernanliegen des Schwei

zerischen Arbeitgeberverbands.  

Er engagiert sich deshalb für 

einen flexiblen und offenen 

Arbeitsmarkt – und damit für 

einen der wichtigsten Standort-

vorteile der Schweiz. Ein liberales 

Arbeitsrecht, das auf einzel

vertraglichen oder sozialpartner-

schaftlichen Regelungen fusst,  

ist dabei essenziell. Im Jahr  

2018 hat die Politik diesen  

Kernanliegen in verschiedener  

Hinsicht entgegengewirkt. 

Der Trend zu mehr Frauen in Verwaltungs-
räten zeigt über die letzten Jahre kontinu-
ierlich nach oben. Das belegt, dass sich 
das langjährige freiwillige Engagement 
der Wirtschaft bezahlt macht. Diese Ent-
wicklung soll in den kommenden Jahren 
beschleunigt werden. Die Frauenförde-
rung liegt im Interesse der Unternehmen 
– sowohl wegen des sich verschärfenden 
Fachkräftemangels als auch aufgrund der 
Tatsache, dass geschlechterdurchmischte 
Teams leistungsfähiger sind. 

ERPROBTE PRAXISTIPPS ZUR 
FRAUENFÖRDERUNG GEFRAGT

Um Frauen mit Ambitionen auf einen 
Sitz in Verwaltungsrat oder Geschäftslei-
tung den Rücken zu stärken, sind Mass-
nahmen zur besseren Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf gefragt. Dadurch kön-

nen Frauen Führungspositionen dank ih-
res zweifellos vorhandenen Potenzials 
erreichen und wahrnehmen. Ausserdem 
stellt der Schweizerische Arbeitgeber-
verband (SAV) diverse Instrumente zur 
Verfügung. Darunter finden sich praxis
erprobte Handlungsempfehlungen oder 
ein Verhaltenskodex für Personalbera-
tungsfirmen.

ARBEITSMARKT: FRAUENFÖRDERUNG

DIE «REGULIERUNGSWUT»  
DES PARLAMENTS GEHT WEITER 

FRAUENQUOTE: DER FALSCHE WEG ZUM RICHTIGEN ZIEL

Der SAV zeigt in einem Erklärvideo, weshalb eine Quotenregelung der falsche Weg zum 
richtigen Ziel darstellt, den Frauenanteil in Führungsgremien der Wirtschaft zu steigern. 
Stattdessen braucht es mehr Frauen, die sich für Ausbildungen in den MINT-Berufen 
motivieren, sowie die richtigen staatlichen Rahmenbedingungen für die Erwerbstätigkeit 
der Frauen.

Der Trend zu mehr Frauen  
in den Führungsgremien 
stimmt – trotzdem führte 
die Politik eine Frauen- 
quote sowie fragwürdige 
Massnahmen gegen 
Lohndiskriminierung ein.
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FRAUENFÖRDERUNG  
LIEGT IM INTERESSE DER 
UNTERNEHMEN

Eine Bevormundung durch den Staat bei 
der Geschlechtergleichstellung in Unter-
nehmen ist falsch. Quoten werden diesem 
vielschichtigen Problem nicht gerecht. 
Trotzdem hat sich im Jahr 2018 sowohl 
der Nationalrat – wenn auch hauchdünn – 
als auch die vorberatende Kommission 
des Ständerats knapp für eine Quoten
regelung zur Vertretung der Geschlech-
ter in Führungsgremien grosser Unter-
nehmen ausgesprochen. Für die Beratung 
im Ständerat stehen die Vorzeichen leider 
schlecht. Es ist damit zu rechnen, dass 
sich im Jahr 2019 auch der Ständerat für 
diese Quotenregelung aussprechen wird. 

WISSENSCHAFT ZWEIFELT 
LOHNANALYSEN AN

Nach langen Diskussionen hat das Parla-
ment im Jahr 2018 beschlossen, Unter-
nehmen mit mindestens 100 Vollzeitstel-
len im revidierten Gleichstellungsgesetz 
zu verpflichten, alle vier Jahre eine Lohn-
analyse durchzuführen und überprüfen 
zu lassen. Beide Räte haben dieser we-
der zielführenden noch gerechtfertigten 
Massnahme zugestimmt, um die Lohn-
unterschiede zwischen Frauen und Män-
nern zu beheben. Immerhin bleibt die 
Vorschrift auf zwölf Jahre beschränkt. 

Aus Arbeitgebersicht ist der Entscheid 
für einen staatlichen Eingriff in die Lohn-

politik der Unternehmen nicht nachvoll-
ziehbar. Die Arbeitgeber haben mehrfach 
und mit Unterstützung wissenschaftli-
cher Forschungsergebnisse darauf hinge-
wiesen, dass eine geschlechtsspezifische 
Lohndiskriminierung statistisch nicht 
fundiert nachgewiesen werden kann. Stu-
dien zeigen vielmehr, dass sich die Lohn
unterschiede unter Berücksichtigung 
zusätzlicher lohnrelevanter Kriterien, 
darunter die effektive Erwerbserfahrung 
oder Erwerbsunterbrüche, verringern. 
Ein Gesetz auf einer wissenschaftlich 
zweifelhaften Grundlage zu verabschie-
den, ist darum äusserst fragwürdig.

Die noch bestehenden Lohnunterschie-
de zwischen Frauen und Männern haben 
ihre Ursache nicht in systematischen 
Diskriminierungspraktiken, sondern in 
der noch mangelhaften Vereinbarkeit 
von Berufs- und Familienleben. Dies hin-
dert nach wie vor mehrheitlich Frau-
en daran, sich stärker beruflich zu en-
gagieren. Anstelle von wirkungslosen, 
aber aufwendigen Lohnkontrollen wäre 
die Politik gut beraten gewesen, geeig-
nete Rahmenbedingungen zu schaffen, 
um Müttern und Vätern Chancengleich-
heit im Erwerbsleben zu gewähren. Erst 
wenn Eltern attraktive Angebote für ex-
terne Kinderbetreuung offenstehen und 
ein Zweiteinkommen keine finanzielle 
Einbusse mehr bedeutet, steigen die Kar-
rieremöglichkeiten der Frauen – und da-
mit steigt auch ihr Lohn.

DANIELLA LÜTZELSCHWAB

Der Entscheid für einen 
staatlichen Eingriff in  
die Lohnpolitik der 
Unternehmen ist nicht 
nachvollziehbar. 

Urs Kaufmann, Swissmem

«Der bilaterale Weg ist für die Schweizer Volkswirtschaft eine echte 
Erfolgsgeschichte. Das Institutionelle Abkommen mit der EU sichert den 
freien Zugang zu unserem grössten Exportmarkt, schafft Rechtssicherheit 
und bildet die Basis für die Weiterentwicklung der Verträge mit unserem 
wichtigsten Handelspartner.»
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DER RICHTIGE SCHRITT  
BEI DEN DRITTSTAATEN
KONTINGENTEN

Seit Jahren fordert der SAV die Erhöhung 
der Drittstaatenkontingente auf mindes-
tens den Stand von 2014. Die Arbeitgeber 
haben deshalb die Erhöhung der Kontin-
gente fürs Jahr 2019 mit Genugtuung zur 
Kenntnis genommen. 2019 können Unter-
nehmen, die hoch qualifizierte Spezialis-
ten mangels Verfügbarkeit in der Schweiz 
und in den EU-/Efta-Staaten in Drittstaa-
ten rekrutieren müssen, auf 8500 Aufent-
halts- und Kurzaufenthaltsbewilligungen 
zugreifen. Mit der Aufstockung bei den 
Aufenthaltern trägt der Bundesrat dem 
Engpass der letzten Jahre Rechnung.

GLEICHSTELLUNG DANK 
VEREINBARKEIT VON BERUF 
UND FAMILIE

Massnahmen zur besseren Vereinbar-
keit von Familie und Beruf und zur frü-
hen Förderung erweisen sich sowohl aus 
volkswirtschaftlicher als auch aus ge-
sellschaftlicher Sicht als äusserst effizi-
ent und nachhaltig: Die Wirtschaft pro-
fitiert von gut qualifizierten Fachkräften, 
die Eltern können Familie und Beruf bes-
ser vereinbaren, Kinder kommen in den 
Genuss einer frühen Förderung und der 
Staat erzielt höhere Steuereinnahmen 
und muss tiefere Sozialausgaben entrich-
ten.

Es ist ein zutiefst liberales Anliegen, 
sicherzustellen, dass Frauen und Män-
ner sowie Kinder aus bildungsnahen 
und -fernen Schichten dieselben Voraus-
setzungen haben, um im Arbeitsmarkt 
respektive in der Ausbildung voranzu-
kommen.

Das ist auch ein Kernanliegen des SAV. 
Die Arbeitgeber sind und werden künf-
tig noch viel stärker auf das wichtige 
und überdurchschnittlich gut qualifizier-
te Arbeitskräftepotenzial der Mütter an-
gewiesen sein. Die ungenügende Verein
barkeit von Familie und Beruf trägt 
massgeblich zu den Lohnunterschieden 
zwischen Frauen und Männern bei und 
verunmöglicht es Müttern, sich genügend 

Erfahrung und Wissen anzueignen, um 
Führungspositionen in der Wirtschaft zu 
besetzen. Die Zahlen des Bundesamts für 
Statistik zeigen, wie ausgeprägt die Teil-
zeitarbeit und vor allem die tiefen Pensen 
unter 50 Prozent bei Müttern sind (siehe 
Grafik). 

Die Arbeitgeber bekommen die Konse-
quenzen der ungenügenden Integration 
der Frauen anhand von regulatorischen 
Eingriffen im Arbeitsmarkt zu spüren. 
Exemplarisch dafür ist der Zwang zu 
Lohnanalysen für Firmen mit mehr als 
100 Mitarbeitenden. 

Die Debatte über die Einführung von 
Geschlechterquoten zur Besetzung von 
Führungspositionen in der Wirtschaft 
ist voll entbrannt. Diese regulatorischen 
Symptombekämpfungen lösen die Pro-
bleme aber nur oberflächlich und kurz-
fristig. Ausserdem resultieren unnötige 
regulatorische Zusatzkosten für die Un-
ternehmen. 

SYMPOSIUM ALS AUFTAKT 
EINES LÄNGERFRISTIGEN 
PROZESSES

Zu Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
sowie zur Politik der frühen Kindheit 
führten der SAV und die Jacobs Founda
tion im Herbst 2018 ein Symposium 

durch. HSG-Professorin Monika Bütler 
präsentierte dabei die wissenschaftli-
chen, Katja Branger vom BFS die statis-
tischen und SAV-Präsident Valentin Vogt 
die wirtschaftlichen Fakten. Zum Ab-
schluss fand ein Podium mit Parlamen-
tarierinnen und Parlamentariern unter-
schiedlicher politischer Couleur statt. 
Die Mitglieder aller grossen Parteien tei-
len das Kernanliegen der Veranstaltung. 

Die Podiumsteilnehmer waren sich einig, 
dass die Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf und die frühe Förderung politisch 
zu wenig beachtet werden. Diese Themen 
müssen, so der Konsens, in einer breiten 
politischen Gruppe verstärkt vorange-
trieben werden. Dafür sollen breit abge-
stützte, nachhaltige und wirksame Mass-
nahmen erarbeitet und in den politischen 
Prozess eingebracht werden. 

Die anwesenden Politikerinnen und Po-
litiker ernannten Valentin Vogt zum Lei-
ter der Steuerungsgruppe. Inzwischen 
fand die konstituierende Sitzung der 
Gruppe statt. Um Massnahmen zu erar-
beiten, wurde zudem eine Arbeitsgrup-
pe mit Vertreterinnen und Vertretern von 
Bund, Kantonen, Städten und Gemeinden 
ins Leben gerufen. Die Arbeitsgruppe hat 
ihre Tätigkeit aufgenommen. Sie evaluiert 
und erarbeitet Lösungsvorschläge zuhan-
den der Steuerungsgruppe.

ARBEITSMARKT
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FLEXIBLE ARBEITSZEIT
ERFASSUNG UND LOCKERUN-
GEN IM ARBEITSGESETZ

Der SAV unterstützt zwei parlamenta
rische Initiativen, die einerseits die 
Arbeitszeiterfassung, andererseits die 
Höchstarbeitszeit besser auf die moderne 
Arbeitswelt ausrichten sollen. Entspre-
chend haben die Arbeitgeber ihre Posi
tion in der Ende Dezember 2018 abgelau-
fenen Vernehmlassung deutlich gemacht. 

Das Arbeitsgesetz regelt die Arbeits- und 
Ruhezeiten und schreibt grundsätzlich 
eine Arbeitszeiterfassung vor. Vom Ge-
setz vorgeschrieben werden namentlich 
die wöchentliche Höchstarbeitszeit, die 
Dauer der Pausen und Ruhezeiten so-
wie die Kompensation von Überzeit. Ein-
zelne Bestimmungen des aus dem Jahr 
1964 stammenden Arbeitsgesetzes wer-
den allerdings den Erfordernissen einer 
modernen Arbeitswelt nicht mehr ge-
recht. Insbesondere die Pflicht zur minu-
tiösen Arbeitszeiterfassung wurde 2016 
mit einer Verordnung gelockert. Seither 
dürfen Arbeitnehmer auf eine Erfassung 
verzichten, wenn sie ein Bruttojahres-
einkommen inklusive Boni von mindes-
tens 120 000 Franken erzielen und weit-
gehend selbst über ihre Zeiteinteilung 

entscheiden können. Diese Befreiung 
von der Pflicht zur Arbeitszeiterfassung 
muss aber in einem Gesamtarbeitsvertrag 
(GAV) vorgesehen sein.

Diese Neuerung hat Rechtssicherheit ge-
bracht und die Unternehmen administra-
tiv entlastet. Inzwischen ist aber deutlich 
geworden, dass nicht überall repräsenta-
tive Arbeitnehmerverbände bestehen und 
die Lohngrenze in Branchen mit geringer 
Wertschöpfung sogar für das oberste Ka-
der zu hoch angesetzt ist. Der SAV setzt 
sich für eine Beseitigung dieser ungewoll-
ten Benachteiligungen ein. 

Diese Haltung haben die Arbeitgeber in 
ihren Stellungnahmen zu zwei Vorent-
würfen des Bundesrats zur Modernisie-
rung der Arbeitsweise bekräftigt. Der 
SAV befürwortet den Vorentwurf zur 
parlamentarischen Initiative Keller-Sut-
ter (16.423), mit der die Lücke in der 
Regelung der Befreiung von der Arbeits
zeiterfassung geschlossen werden soll, 
die gegenwärtig einzelne Branchen un-
gerechtfertigt benachteiligt. 

Ausserdem unterstützt der Dachverband 
die parlamentarische Initiative Graber 
(16.414), mit der die wöchentlichen 
Grenzen der Höchstarbeitszeit zuguns-
ten einer gesetzlich umschriebenen Jah-
resarbeitszeit aufgehoben werden sollen. 
Die Arbeitgeber haben jedoch in ihrer 
Vernehmlassungsantwort unterstrichen, 
dass die bestehenden Jahresarbeitszeit-
Modelle in- und ausserhalb eines GAV 
unverändert in Kraft bleiben und deren 
Rechtmässigkeit aufgrund der angestreb-
ten Bestimmungen der parlamentari-
schen Initiative nicht angezweifelt wer-
den dürfen.

Der SAV hat sich für seine Beurteilung auf 
die jüngsten Forschungsarbeiten zur Ver-
trauensarbeitszeit gestützt. Eine Studie 
aus der Schweiz hat erstmals nachgewie-
sen, dass eine hohe Arbeitszeitautonomie 
sowohl die persönliche Leistung von An-
gestellten als auch die unternehmerische 
Produktivität verbessert. Demgegenüber 
stellten die Studienautoren keine nega-
tiven Auswirkungen wie Überlastung 
oder Erschöpfung fest. Ein kausaler Zu-

sammenhang zwischen dem Verzicht auf 
die Arbeitszeiterfassung und der gesund-
heitlichen Belastung der Arbeitnehmer 
ist also nicht gegeben. Die zentrale These 
für die Notwendigkeit der Zeiterfassung 
ist damit widerlegt.

AUFBEREITETE  
INTERAKTIVE GRAFIKEN  
ZUM ARBEITSMARKT

Eine redliche politische Debatte über die 
Gegebenheiten rund um den Arbeits-
markt erfordert fundierte Daten. Mit den 
«Kennzahlen Arbeitsmarkt» stellt der  
SAV die wichtigsten Daten übersichtlich, 
aktuell und einfach verfügbar auf seiner 
Website arbeitgeber.ch bereit. Er ermög-
licht damit interessierten Kreisen – sei-
nen Mitgliedern, Journalisten, aber auch 
den Bürgerinnen und Bürgern – fakten
basierte Diskussionen um politische In-
halte und Lösungen.

DANIELLA LÜTZELSCHWAB  

UND SIMON WEY

Mehr zum Thema
www.arbeitgeber.ch/category/arbeitsmarkt/

KENNZAHLEN ARBEITSMARKT

Sie interessieren sich für die Höhe 
der Erwerbstätigen- und Erwerbs-
losenquote, wollen mehr über  
die Vereinbarkeit von Beruf und 
Familie wissen oder suchen Zahlen 
zur Situation von Jugendlichen  
auf dem Arbeitsmarkt? Der SAV stellt  
auf seiner Website arbeitgeber.ch  
neu eine Auswahl der wichtigsten 
Kennzahlen von BFS, Seco, OECD 
und Eurostat zum Schweizer  
Arbeitsmarkt zur Verfügung. Die 
Tabellen und interaktiven Grafiken 
werden monatlich aktualisiert  
und stehen zum Download bereit.  
Die Daten sind unter dem Link  
www.arbeitgeber.ch/kennzahlen-
arbeitsmarkt/ abrufbar.

http://www.arbeitgeber.ch/category/arbeitsmarkt/
http://www.arbeitgeber.ch/kennzahlen-arbeitsmarkt/
http://www.arbeitgeber.ch/kennzahlen-arbeitsmarkt/


Eine Frage der Präzision:  
Der Lehrberuf Zimmermann/Zimmerin EFZ.
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Über 115 000 Besucherinnen und 

Besucher haben an den Swiss-

Skills 2018 in Bern einen einzigar-

tigen Einblick in die Vielfalt der 

Schweizer Berufsbildung erhalten. 

Die Schweizer Berufsmeister-

schaften tragen wesentlich dazu 

bei, die modernen Berufsbilder  

ins Rampenlicht und antiquierte 

Vorstellungen zurechtzurücken.  

Die Arbeitgeber und ihre Verbände 

engagieren sich daher intensiv  

mit Kandidaten, Milizexperten, 

Infrastruktur und Geld. Bereits  

im Jahr 2020 sind die nächsten 

SwissSkills geplant.

Die zentralen Berufsmeisterschaften und 
-demonstrationen haben zahlreiche Be-
rufe erlebbar gemacht und junge Meis-
terinnen und Meister ihres Fachs zeleb-
riert. Vor allem haben sie den Schülern 
aufgezeigt, dass sie im Beruf Champions 
werden können – eine sehr positive Bot-
schaft an die Jugend, Eltern und Lehr-
personen. Das Berufsbildungssystem 
ist flexibel, durchlässig und absolut zu-
kunftstauglich. Die Wirtschaft und die 
rund 70 000 Lehrbetriebe in der Schweiz 
setzen auf dieses System.

In der Tat kämpft die Berufsbildung mit 
teilweise antiquierten Vorstellungen über 
«die Lehre». Während die Fakten bereits 
gute Argumente für den Berufsbildungs-
pfad liefern, stufen manche den sozialen 
Status von Berufsbildungsabsolventen 
geringer ein als von Personen, die den 
Weg über das Gymnasium und die Uni-
versität gewählt haben. Wie im Schwei-
zer Bildungsbericht 2018 nachzulesen 
ist, fusst diese Einstellung in vielen Fäl-
len schlicht auf einer Fehleinschätzung 
– etwa der Vorstellung, dass ein Uni
abschluss automatisch mit einer höhe-
ren Position in der Wirtschaft oder der 
Verwaltung einhergeht. Besonders aus-
geprägt und damit höchst problematisch 
ist diese Fehleinschätzung bei Lehrperso-
nen, die ihre Schülerinnen und Schüler 
auf den Eintritt in eine berufliche Grund-
bildung oder eine weiterführende Schule 
vorbereiten.

Umso wichtiger ist es, die moderne Be-
rufsbildung ins Rampenlicht zu rücken. 
Die SwissSkills eignen sich hervorragend 
dafür. Die Arbeitgeber und ihre Verbände 
engagieren sich daher stark mit Kandi-
daten, Milizexperten, Infrastruktur und 
auch mit Geld. Pro Beruf bewegt sich 
die finanzielle Unterstützung schnell im 
sechsstelligen Bereich. Damit sind die 
SwissSkills auch ein Abbild des gros

sen Engagements der Wirtschaft für das 
gesamte Berufsbildungssystem. Schät-
zungen gehen von jährlich über fünf Mil-
liarden Franken aus, welche die Arbeit-
geber allein in die Lernendenausbildung 
investieren. Zusätzlich dürften zwei bis 
drei Milliarden Franken für die höhere 
Berufsbildung und die Weiterbildung der 
Mitarbeiter dazukommen.

STRAHLKRAFT UND 
INVESTITIONEN VON  
«BERN 2018» NUTZEN

Im Nachgang der SwissSkills 2018 wur-
den bei über 6000 Besuchern, weiteren 
Teilnehmenden, Lehrpersonen, beteilig-
ten Berufsverbänden und Sponsoren Be-
fragungen durchgeführt. Das Fazit: Der 
Anlass ist den hohen Ansprüchen gerecht 
geworden und geht als Grosserfolg in die 
Geschichte ein. 

Einige Resultate und Erkenntnisse im 
Überblick:

>> Die SwissSkills 2018 hatten enorme 
Auswirkungen auf die Bekanntheit 
der Marke SwissSkills. Unterdessen 
kennen 48,5 Prozent der Schweizer 
Bevölkerung die Wettbewerbe. Noch  
vor einem Jahr lag ihr Bekanntheits-
grad bei 19,2 Prozent (nach den 
WorldSkills in Abu Dhabi), vor 18 Mo-
naten sogar erst bei 12,1 Prozent.

>> Die Bekanntheit von SwissSkills ist in 
allen Landesregionen stark gestiegen. 
Selbst in der lateinischen Schweiz, wo 
sie noch vor einem Jahr für nur fünf 
Prozent der Bevölkerung ein Begriff 
waren, kennt inzwischen rund ein 
Drittel SwissSkills.

>> Die Gesamtbewertungen aller An-
spruchsgruppen sind sehr hoch. So 
bewerteten beispielsweise 95 Prozent 
der Besucher die SwissSkills mit der 
höchsten oder zweithöchsten Note  
(4 oder 5 auf einer Fünf-Punkte-Skala). 

BILDUNG: SWISSSKILLS 2018 

DIE BERUFSBILDUNG IM RAMPENLICHT 
AN DEN SWISSSKILLS 2018
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Bei den Verbänden waren es sogar 
98 Prozent.

>> Die Besucher wollen wiederkommen: 
97 Prozent gaben an, die SwissSkills 
erneut besuchen zu wollen.

>> Die lateinische Schweiz ist auf dem 
Vormarsch: Sowohl bei den Teilneh-
mern und Experten als auch bei den 
besuchenden Schulen konnte ein 
grosser Zuwachs aus der lateinischen 
Schweiz verzeichnet werden. Die Teil-
nehmer aus der lateinischen Schweiz 
konnten im Verhältnis zur Teilnehmer-
zahl praktisch gleich viele Medaillen 
gewinnen wie ihre Deutschschweizer 
Konkurrenz. Bei den Goldmedaillen 
haben sie sogar leicht überpropor-
tional «abgeräumt». Die Teilnehmer 
aus allen Landesregionen waren sich 
punkto Qualität also ebenbürtig.

Sehr positiv wurde in allen Befragungen 
die sehr hohe Medienpräsenz erwähnt. Es 
gilt also, die Ausstrahlungskraft und die 
Investitionen in die SwissSkills in Bern 
auch für die nächsten Jahre zugunsten 
der Berufsbildung zu nutzen. 

VORFREUDE AUF 2020

Nach dem Grosserfolg der SwissSkills 
2018 haben sich die Organisatoren und 
Verbände dazu entschieden, die nächsten 
zentralen Schweizer Berufsmeisterschaf-
ten bereits in zwei Jahren und wiederum 
in Bern durchzuführen. Mit einer Austra-
gung im Zweijahresrhythmus soll sicher-

gestellt werden, dass die Berufsbildung 
regelmässig ein attraktives Schaufenster 
erhält. Damit kann die Schweizer Berufs-
bildung noch besser in der Öffentlichkeit 
verankert und den jungen Talenten eine 
grosse Bühne gegeben werden.

Neben diesen zentralen Meisterschaften 
werden auch in Zukunft dezentral Schwei-
zer Berufsmeisterschaften als «Swiss-
Skills-Meisterschaften» ausgetragen. An 
den regionalen Berufsmessen küren Be-
rufsverbände jährlich ihre Schweizer 
Meisterinnen und Meister. Die Organisa-
toren von SwissSkills 2020 können das 
Zusammenspiel mit den regionalen Be-
rufsmessen weiter verbessern und wert-
volle Erfahrungen sammeln. 

ANPASSUNG DER STRUKTUREN 

Die Verantwortlichen der Initiative Swiss-
Skills haben die Organisationsstrukturen 
Ende des Berichtsjahrs vereinfacht. Das 
Zusammenwirken der Stiftung Swiss-
Skills, des Vereins SwissSkills Marketing 
und Events sowie des Vereins SwissSkills 
Bern wurde optimiert und personell neu 
ausgerichtet, um das Know-how der Orga-
nisation zu sichern und zu bündeln. 

Auch die Arbeitgeber begrüssen den breit 
abgestützten Reorganisationsentscheid. 
Die verbesserte Effizienz im operativen 
Bereich setzt Ressourcen frei, die für die 
Unterstützung der Verbände genutzt wer-
den können. Denn die Branchenverbände 
tragen gemeinsam mit Bund und Kanto-
nen massgeblich zum weltweit anerkann-
ten Erfolgsmodell der Schweizer Berufs-
bildung bei.

STRUKTUREN UND 
HAUPTAKTIVITÄTEN DER 
INITIATIVE SWISSSKILLS

Eine Partnerschaft von privaten Spon-
soren und Akteuren der Berufsbildung, 
darunter auch der Schweizerische Ar-
beitgeberverband, hat Anfang 2017 die 
Initiative SwissSkills lanciert. Damit soll 
das System der Berufsmeisterschaften 
kommunikativ viel besser als bisher ge-
nutzt werden, um das Image der Berufs-

lehre und die gesellschaftliche Anerken-
nung der Berufsbildung zu verbessern.

Die derzeitigen Hauptaktivitäten:
>> SwissSkills Team: Junge Berufsleute 
aus verschiedenen Berufen nehmen 
als Schweizer Delegation an internati-
onalen Berufsmeisterschaften wie den 
WorldSkills Kazan 2019 teil.

>> Zentrale SwissSkills: Durchführung 
von zentralen Meisterschaften und 
Berufswettbewerben als Grossevents 
mit hoher medialer Beachtung wie die 
SwissSkills Bern 2018.

>> SwissSkills Career: Präsenz an Be-
rufsmessen unter anderem mit einem 
innovativen Interessentest für Jugend-
liche (Swiss Skills Career Visual Tool).

>> WorldSkills-Kandidaturen: Unter Um
ständen stellt sich in Zukunft die  
Frage nach der Durchführung inter
nationaler Meisterschaften in der 
Schweiz.

Dank dieser Initiative konnten die Pro-
fessionalität der Arbeit in diesem Bereich 
und vor allem die kommunikative Wahr-
nehmung der SwissSkills innert Jahres-
frist markant gesteigert werden – das im 
Sinne der Exzellenz und Attraktivität der 
Berufsbildung. Die erfolgreiche Durch-
führung der SwissSkills Bern sorgte für 
eine nie dagewesene positive mediale 
Präsenz der Berufsbildung. 

JÜRG ZELLWEGER

Die SwissSkills sind auch 
Abbild des Milliarden-
Engagements der 
Wirtschaft für das gesamte 
Berufsbildungssystem.
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BILDUNG

NEUES POLITIKFELD 
«FACHKRÄFTEPOLITIK»

Der Bundesrat hat im Schlussbericht zur 
Fachkräfteinitiative festgehalten, dass er 
deren Aufgabe in die ordentliche Politik 
überführen wird. Die Zuständigkeit hat 
er dem Seco übertragen. Laut dem Bun-
desrat ist das Arbeitskräfteangebot in der 
Schweiz zwischen 2010 und 2018 auch 
dank der Fachkräfteinitiative um rund 
417 000 Vollzeitstellen gewachsen. Mehr 
als ein Drittel davon ist auf eine höhe-
re Erwerbsbeteiligung der inländischen 
Bevölkerung – mehrheitlich von Frauen –  
zurückzuführen. Die Landesregierung 
geht davon aus, dass der demografische 
Wandel, die Zuwanderungspolitik und die 
Digitalisierung in Zukunft zu einer Ver-
knappung des Fachkräfteangebots füh-
ren werden. Der Handlungsbedarf für die 
verschiedenen Behörden auf Bundes- und 
Kantonsebene, vor allem aber für die ein-
zelnen Unternehmen und die Sozialpart-
ner, bleibt also weiterhin bestehen.

Der Versuch, ein neues Politikfeld «Fach-
kräftepolitik» zu etablieren, ist aus Sicht 
der Arbeitgeber richtig. Bildungs-, Ar-
beitsmarkt-, Migrations- und auch die 
Sozialpolitik sind eng miteinander ver-
knüpft. Doppelstrukturen oder tiefe re-
gulatorische Eingriffe in die verschiede-
nen traditionellen Politikbereiche wären 
nicht zielführend. Durch Koordination 
und ein gezielteres Handeln der Akteu-
re sollen einerseits die Unternehmen die 
benötigten Fachkräfte finden und effizi-
ent einsetzen können, andererseits sollen 
möglichst viele Personen einer Erwerbs-
tätigkeit nachgehen können.

FAST ALLE JUNGEN DANK 
LEHRBETRIEBEN MIT 
BILDUNGSABSCHLÜSSEN

Fast 91 Prozent der jungen Erwachse-
nen erlangten 2015 einen nachobliga-
torischen Bildungsabschluss – 65 Pro-
zent über eine berufliche Grundbildung, 
26 Prozent über eine Allgemeinbildung. 
Das Bundesamt für Statistik konnte im er-
wähnten Jahr erstmals die Quote der Erst
abschlüsse auf Sekundarstufe II präzise 

erheben. Diese misst den Anteil der Ju-
gendlichen, die in der Schweiz zwischen 
dem Ende der obligatorischen Schulzeit 
und dem 25. Altersjahr einen Erstab-
schluss auf Sekundarstufe II absolviert 
haben. 

90,9 Prozent respektive 77 000 junge 
Erwachsene verfügten über ein eidge-
nössisches Fähigkeitszeugnis EFZ, ein 
eidgenössisches Berufsattest EBA, eine 
gymnasiale Maturität, einen Fachmittel-
schulausweis oder über einen Abschluss 
an einer internationalen Schule. Diese 
hohe Quote unterstreicht die Leistungs-
fähigkeit des schweizerischen Bildungs-
systems. Die neuen Zahlen belegen aber 
auch, dass es ohne das freiwillige Enga-
gement der Arbeitgeber nicht möglich 
wäre, die starke Integrationsleistung der 
Jugendlichen in Bildung, Arbeitsmarkt 
und Gesellschaft zu erbringen. Hinter 
fast zwei Dritteln aller Abschlüsse stehen 
etwa 70 000 Lehrbetriebe mit deren Aus-
bildungsverantwortlichen, welche die Ju-
gendlichen zum Abschluss geführt haben.

MIGRATION UND 
DIGITALISIERUNG IM FOKUS 
DES BILDUNGSBERICHTS 2018

Bund und Kantone haben im Sommer 
2018 den dritten Schweizer Bildungs-
bericht veröffentlicht. Dieser fasst den 

Durch Koordination der 
Akteure sollen Unterneh-
men Fachkräfte finden  
und möglichst viele Perso-
nen einer Erwerbstätigkeit 
nachgehen können.

DAS SCHAUFENSTER ZUR SCHWEIZER BERUFSBILDUNG:  
DIE SWISSSKILLS 2018

An den SwissSkills 2018 bot sich die Möglichkeit, den besten jungen Berufsleuten  
in 135 Lehrberufen bei der Arbeit und im Wettkampf über die Schultern zu blicken.  
(Bild: SwissSkills 2018)

ERLEBE 135 BERUFE LIVE!
An den SwissSkills 2018 bietet sich die einzigartige Möglichkeit, den besten 
jungen Berufsleuten in 135 verschiedenen Lehrberufen bei der Arbeit und im 
Wettkampf über die Schulter zu blicken. Dafür wird eine riesige «temporäre 
Fabrik» für 1100 Teilnehmende auf einer Fläche von 100‘000 m² aufgebaut.

Nirgends sonst können Sie sich derart praxisorientiert von der Schweizer 
Berufs-Vielfalt inspirieren lassen. Über 100 Berufe können im Rahmen von 
«MySkills» selber ausprobiert werden.

Besuchen Sie die grösste Berufs-Show der Welt zwischen dem 12. und 16. 
September in Bern!

Tickets für die SwissSkills 2018 sind erhältlich unter  
www.swiss-skills2018.ch

Presenting Partner Media Partner

Gold Partner/Partenaire Or/Partner oro Silber Partner/Partenaire Argent /Partner argento

Förderpartner/Partenaires de soutien/PatrocinatoriBronze Partner/Partenaire Bronze/Partner bronzo
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gegenwärtigen Wissensstand über das 
Bildungswesen zusammen. Zu den wich-
tigen aktuellen Herausforderungen gehö-
ren gemäss dieses Berichts insbesonde-
re Fragen rund um die Migration und die 
Digitalisierung. Zu Letzterer liegen bis an-
hin noch zu wenige Forschungsresultate 
vor, um Vorhersagen über die Auswirkun-
gen auf die Bildung zu machen. Hinsicht-
lich der Berufsbildung belegt der Bericht 
aber, dass sich die enge Zusammenarbeit 
der Akteure des Bildungswesens mit den 
Arbeitgebern bewährt. Die Schweiz be-
legt im internationalen Vergleich punkto 
Gleichgewicht von Bildungs- und Arbeits-
welt den Spitzenplatz.

Der Bildungsbericht zeigt ausserdem, 
dass sich der Prozess der Tertiarisierung 
– also die Zunahme von Personen mit ei-
nem Abschluss der höheren Berufsbil-
dung oder an einer Hochschule – leicht 
abgeschwächt fortsetzen wird. Im Jahr 
2045 werden laut Prognosen 60 Prozent 
der Bevölkerung über einen tertiären Bil-
dungsabschluss verfügen. Gegenwärtig 
liegt dieser Anteil bei rund 40 Prozent. 
Der Bildungsbericht kommt zum Schluss, 
dass diese Abschlüsse auf dem Arbeits-
markt nachgefragt werden.

STRATEGIE FÜR 
LAUFBAHNBERATUNG NÖTIG

Vertreterinnen und Vertreter von Bund, 
Kantonen und Sozialpartnern haben im 
Dezember 2018 unter der Leitung von 

Bundesrat Johann Schneider-Ammann 
am fünften nationalen Spitzentreffen der 
Berufsbildung teilgenommen. Sie haben 
bekräftigt, dass ein modernes und hoch-
wertiges berufliches Bildungssystem eine 
zentrale Antwort auf die Herausforderung 
der Digitalisierung ist. Auch während des 
gegenwärtigen technologischen Wandels 
stellt die Verflechtung von Arbeitsmarkt 
und Bildungssystem am besten sicher, 
dass die für den Arbeitsmarkt dringend 
benötigten Kompetenzen erworben wer-
den. Mit derselben Stossrichtung sind un-
ter dem Motto «Berufsbildung 2030» der 
Bund, die Kantone und die Verbände in 
der Berufsbildung aktiv. Damit lässt sich 
das Berufsbildungssystem abgestimmt 
und zukunftsgerichtet weiterentwickeln. 

Der Schweizerische Arbeitgeberverband 
hat empfohlen, eine nationale Strategie 
der Berufs-, Laufbahn- und Studienbera-
tung (BSLB) zu entwickeln. Eine moderne 
Beratung in diesen Bereichen muss nicht 
nur eine zentrale Rolle im Berufswahl-
prozess von Jugendlichen spielen, sie soll 
auch als Anlaufstelle in allen beruflichen 
Veränderungssituationen von Erwachse-
nen genutzt werden und Schulen, Aus-
bildungsbetriebe sowie Unternehmen be-
gleiten.

JÜRG ZELLWEGER

Mehr zum Thema
www.arbeitgeber.ch/category/bildung/

Im Jahr 2045 werden  
laut Prognosen 60 Prozent 
der Bevölkerung über  
einen tertiären Bildungs
abschluss verfügen. Diese 
Abschlüsse sind auf  
dem Arbeitsmarkt gefragt.

Daniel Huser, suissetec – Schweizerisch-Liechtensteinischer Gebäudetechnikverband

«Unser arbeitsmarktorientiertes Bildungssystem unterstützt die 
Anpassungsfähigkeit unseres Arbeitsmarkts, es hilft, das inländische Fach
kräftepotenzial auszuschöpfen und eröffnet den Erwerbstätigen solide 
Karriere- und Bildungschancen. Das gilt und zeigt sich im Speziellen auch  
in der Gebäudetechnik und Gebäudehülle.»

http://www.arbeitgeber.ch/category/bildung/


Multitasking und Etikette:  
Der Lehrberuf Restaurationsfachmann/-frau EFZ.
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Die Neuauflage der AHV-Reform, 

die der Bundesrat in die Ver

nehmlassung geschickt hat,  

löst bei den Arbeitgebern Kopf-

schütteln aus. Statt die 

strukturellen Probleme der AHV 

ernsthaft anzupacken, setzt  

die Landesregierung erneut über

wiegend auf Zusatzeinnahmen, 

wie schon bei der gescheiterten 

Reform Altersvorsorge 2020.  

Die Arbeitgeber setzen sich hin

gegen für eine strukturelle Reform 

in verdaubaren Portionen ein.

Die Altersvorsorge der Schweiz steht vor 
gewaltigen Herausforderungen. Die stei-
gende Lebenserwartung und die Pensi-
onierungswelle der Babyboomer brin-
gen die umlagefinanzierte AHV immer 
stärker in Schieflage. Auch die berufli-
che Vorsorge gerät wegen des zu hohen 
Mindestumwandlungssatzes und des an-
haltend negativen Zinsumfelds weiter 
unter Druck. Trotz dieser Umstände hat 
die Stimmbevölkerung am 24. Septem-
ber 2017 die Reform Altersvorsorge 2020 
(AV2020) deutlich abgelehnt. Haupt-
grund war – wie bei der «AHVplus»-Ini-
tiative – die vorgesehene Erhöhung der 
AHV-Renten. Da der Handlungsbedarf 
jedoch weitgehend unbestritten ist, hat 
der Bundesrat umgehend die Arbeiten für 
die neue Reform der Altersvorsorge auf-
genommen. Im Gegensatz zur gescheiter-
ten AV2020 will er AHV und berufliche 
Vorsorge jedoch separat reformieren. Da-
bei überlässt er es den Sozialpartnern, 
eine BVG-Reform auszuarbeiten. 

SCHLECHTE NOTEN  
FÜR AHV21

Die neue AHV-Reform AHV21 hat der 
Bundesrat am 27. Juni 2018 in die Ver-
nehmlassung geschickt. Wie bei der ge-
scheiterten AV2020 setzt er erneut fast 
ausschliesslich – zu rund 90 Prozent – auf 
einnahmenseitige Massnahmen. Im Zen-
trum steht eine kräftige Finanzspritze 
von 1,5 Mehrwertsteuerprozenten, um 
die AHV kurzfristig aus den roten Zah-
len zu führen. Als einzige strukturel-
le Massnahme sieht die Landesregie-
rung die Angleichung des Rentenalters 
auf 65 Jahre vor, was wegen Ausgleichs-
massnahmen jedoch effektiv nur wenig 
Entlastung bringt. Trotz massiver Zusatz-
finanzierung verbessert sich die Schief-
lage der AHV indes nicht nachhaltig. Im 
Gegenteil: Wegen der alternden Gesell-
schaft wird unser wichtigstes Sozialwerk 
bereits im Jahr 2030 erneut ein Um

lagedefizit von zwei Milliarden Franken 
schreiben, das bis 2035 auf sechs Milli-
arden anschwellen wird. Ohne einen aus-
gewogenen Mix aus Zusatzfinanzierung 
und strukturellen Massnahmen – eine 
schrittweise Erhöhung des Rentenalters 
– werden 2035 abermals 1,5  Prozent 
Mehrwertsteuer fällig, um eine ausgegli-
chene AHV-Rechnung zu erreichen. 

Während zahlreiche andere Länder längst 
erkannt haben, dass die strukturelle 
Herausforderung der demografischen Al-
terung nur mit einem schrittweise stei-
genden Rentenalter gelöst werden kann, 
setzt der Bundesrat überwiegend auf Zu-
satzeinnahmen. Die Arbeitgeber lehnen 
ein solches Vorgehen als unverantwort-
lich für die Wirtschaft, unzumutbar für 
den Mittelstand und ungerecht für die 
jüngeren Generationen ab. Sie setzen 
sich mit Nachdruck für eine strukturel-
le Reform in verdaubaren Portionen statt 
für Steuererhöhungen auf Vorrat ein. In 
einem ersten Reformschritt soll dabei die 
AHV-Finanzierung bis Mitte der 2020er-
Jahre stabilisiert, in einer nächsten Etap-
pe das Rentenalter schrittweise und do-
siert erhöht werden. Umfragen zeigen, 
dass auch in der Gesellschaft die Akzep-
tanz steigt, für sichere Renten auf heuti-
gem Niveau länger zu arbeiten.

MARTIN KAISER

SOZIALPOLITIK: ALTERSVORSORGE

NEUER ANLAUF FÜR DIE REFORM  
DER ALTERSVORSORGE

Die Arbeitgeber setzen sich 
für eine strukturelle Reform 
in verdaubaren Portionen 
statt für Steuererhöhungen 
auf Vorrat ein.
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LICHT UND SCHATTEN  
BEI DER IV-REFORM

Am 16. November 2018 bestätigte die 
Kommission für soziale Sicherheit und 
Gesundheit des Nationalrats im Rahmen 
ihrer Beratung der IV-Revision die Stoss-
richtung einer besseren Eingliederung 
von IV-Rentnern in den Arbeitsmarkt. 
Personen unter 30 Jahren mit psychi-
scher Beeinträchtigung sollen gezielter 
in den ersten Arbeitsmarkt integriert 
werden. Aus Sicht der Arbeitgeber ge-
hen die Vorschläge jedoch zu wenig weit 
und bauen Fehlanreize nur ungenügend 
ab. Die Arbeitgeber fordern deshalb ein 
Modell, das nicht auf eine sofortige Ver-
rentung von jungen Erwachsenen, son-
dern auf eine Taggeldlösung setzt, die 
von schrittweisen Eingliederungsmass
nahmen begleitet wird. Unmittelbar in 
Rente gehen sollten nur junge Erwachse-
ne mit Beeinträchtigung, die trotz gros
ser Bemühungen nie eine Chance auf 
eine wenigstens teilweise Eingliederung 
in den ersten Arbeitsmarkt haben. Es ist 
wichtig, dass das Parlament ein solches 
Modell im Rahmen der IV-Revision fun-
diert prüft.

Einen Wechsel zu einem stufenlosen 
Rentensystem, in dem bereits ab einem 
IV-Grad von 70 Prozent eine volle Rente 
gesprochen wird, beurteilen die Arbeit-
geber kritisch. Das System müsste min-
destens so angepasst werden, dass eine 
volle Rente erst ab einem IV-Grad von 
über 80  Prozent ausgerichtet wird. Nur 
dann wirken gemäss einer Studie im Auf-
trag des BSV die finanziellen Erwerbsan-
reize in einem stufenlosen Rentensystem 
optimal. Ansonsten drohen wegen des 
hohen Umstellungsaufwands Mehrkos-
ten für die IV.

Auf grosses Unverständnis stösst der 
Entscheid der Kommission, Arbeitgeber 
zur Integration von Menschen mit einer 
Behinderung in den Arbeitsmarkt ver-
pflichten zu können. Damit wird der gros
se Kooperationserfolg der Akteure der 
beruflichen Eingliederung ausgeblendet. 
Die eingespielte Zusammenarbeit ver-
dankt ihren Erfolg just den bedarfsge-
rechten und flexiblen Strukturen. Dem-
gegenüber würden Quoten das intensive 
freiwillige Engagement der Arbeitgeber 
bei der Früherfassung und beim Erhalt 
der Arbeitsmarktfähigkeit untergraben.

Die Reformvorlage sieht keine struktu-
rellen Massnahmen vor, um die IV nach-
haltig zu sanieren. Diese wies 2017 ein 
strukturelles Defizit von knapp 400 Mil-
lionen aus. Zusätzliche Anstrengungen 
sind nötig, um den Schuldenberg von 
über zehn Milliarden Franken abzutra-
gen. Positiv werten die Arbeitgeber, dass 
sich die Kommission für eine Anpassung 
der Zulagen für IV-Rentner mit Kindern 
von 40 auf 30 Prozent einer Rente ausge-
sprochen hat. Dadurch sollen Fehlanreize 
korrigiert werden, die der beruflichen 
Eingliederung von kinderreichen Versi-
cherten zuwiderlaufen. Die Arbeitgeber 
bedauern jedoch, dass die Kommission 
die ebenfalls sinnvolle Anpassung der 
Reisekosten ablehnt, welche IV-Bezügern 
vergütet werden.

BERUFLICHE EINGLIEDERUNG 
VON JUNGEN  
BEEINTRÄCHTIGTEN

Trotz aller Bemühungen schaffen es Jahr 
für Jahr 2000 Jugendliche mit physischer 
oder psychischer Beeinträchtigung in der 
Schweiz nicht, im ersten Arbeitsmarkt 
Fuss zu fassen. Stattdessen sind sie auf 
eine IV-Rente angewiesen und bleiben oft 
ein Leben lang von Sozialleistungen ab-
hängig. Jeder siebte IV-Rentner ist inzwi-
schen 18 bis 24 Jahre alt. Um ihren Ein-
stieg ins Berufsleben zu verbessern, hat 
das Netzwerk Compasso mit Unterstüt-
zung des Eidgenössischen Büros für die 
Gleichstellung von Menschen mit Behin-
derung (EBGB) eine Studie durchgeführt, 
die auch bei den Arbeitgebern auf grosses 
Interesse stösst. 

SOZIALPOLITIK

Quoten würden das inten-
sive freiwillige Engagement 
der Arbeitgeber bei der 
Früherfassung und dem 
Erhalt der Arbeitsmarkt
fähigkeit untergraben.

BESTWERT BEI DER BERUFLICHEN EINGLIEDERUNG

Im Jahr 2017 hat die IV bei 40 800 Per-
sonen Massnahmen zur beruflichen 
Eingliederung durchgeführt. Das sind 
zwei Prozent mehr als im Vorjahr.  
Die verstärkten Bemühungen der IV 
zahlen sich aus: Die IV-Stellen-Konfe-
renz hat für 2017 den Rekordwert  
von insgesamt 20 133 Personen mit 
gesundheitlichen Beeinträchtigungen 
ausgewiesen, deren Arbeitsmarkt
fähigkeit gezielt erhalten oder wieder
hergestellt werden konnte. 10 976 Per-
sonen konnten ihren Arbeitsplatz 
durch Eingliederungsmassnahmen 
behalten. 2507 Personen fanden im 
gleichen Betrieb eine neue Stelle und 
5931 Personen eine Stelle in einem 
anderen Unternehmen. 719 Personen 
konnten infolge einer Rentenrevision 
eine neue Stelle antreten. 

Die Zahlen unterstreichen die 
erfolgreiche Zusammenarbeit der  
im Netzwerk Compasso involvierten 
Akteure, darunter IV-Stellen-
Konferenz, Suva, Privatversicherer, 
Behinderten- und Eingliederungsor-
ganisationen sowie Arbeitgeber. Seit 
2012 konnten über 114 000 Personen 
mit gesundheitlicher Beeinträchti-
gung ihre Arbeitsstelle behalten  
oder eine neue Stelle finden. Erfasst 
sind dabei nur Personen, die bei  
der IV registriert waren. Die Anzahl 
Personen, deren Arbeitsmarkt
fähigkeit durch gezieltes Case Mana-
gement von Privatversicherern  
oder Arbeitgebern erhalten werden 
konnte, noch bevor die IV überhaupt 
involviert wurde, dürfte deutlich  
höher liegen.
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Gemäss der Studie ist es nicht nur für 
betroffene Jugendliche und ihre Eltern, 
sondern auch für Arbeitgeber wichtig, bei 
Bedarf gezielt professionelle Unterstüt-
zung einholen zu können. Beide Seiten 
erachten eine qualifizierte Prozessleitung 
aus einer Hand ab Ende der Schulzeit bis 
zur nachhaltigen Eingliederung im ersten 
Arbeitsmarkt als bedeutenden Erfolgsfak-
tor. Für betroffene Arbeitgeber wäre ge-
mäss der Untersuchung insbesondere 
eine neutrale, auf nationaler Ebene veran-
kerte Anlaufstelle, bei der sie sich infor-
mieren und beraten lassen können, eine 
wichtige Unterstützung.

Die Chancen für einen erfolgreichen Ein-
stieg im Arbeitsmarkt nach kosteninten-
siven Ausbildungen in spezialisierten 
Einrichtungen stehen dann am besten, 
wenn betroffene Jugendliche bereits wäh-
rend der Ausbildung Praktika im ersten 
Arbeitsmarkt absolvieren. Sowohl Arbeit
geber als auch Sozialpartner kommen 
zum Schluss, dass es immer noch gesetz-
liche Hindernisse gibt, welche die beruf-
liche Eingliederung erschweren. So gilt 
beim IVG aktuell ein Invaliditätsgrad von 
40 Prozent als Einstiegshürde, um eine 
Rente zu erhalten. Dies kann junge Er-
wachsene mit Beeinträchtigung davon 
abhalten, ihr Pensum und ihre Produkti-
vität zu erhöhen, da sie dadurch riskieren, 
ihre Teilrente zu verlieren. Wenn nämlich 
der Einkommensanstieg geringer ist als 
die wegfallende Teilrente, haben sie Ende 
Monat weniger Geld im Portemonnaie.

FAIR PLAY IN DER  
SOZIALVERSICHERUNG

In der Volksabstimmung vom 25. Novem-
ber 2018 haben die Schweizer Stimm
berechtigten das Bundesgesetz über 
den Allgemeinen Teil des Sozialversi-
cherungsrechts (ATSG) mit 64,7 Prozent 
der Stimmen deutlich angenommen. Das 
Gesetz regelt die Voraussetzungen und 
die zulässigen technischen Instrumente 
für Observationen von Versicherten bei 
Verdacht auf Versicherungsmissbrauch. 
Die gesetzliche Grundlage gilt nicht nur 
für die Unfall- und Invalidenversiche-
rung, sondern auch für die Arbeitslosen-, 
die Kranken- (ohne Zusatzversicherung) 
und die Militärversicherung sowie die 
AHV, die Ergänzungsleistungen, den Er-
werbsersatz für Dienstleistende und bei 
Mutterschaft.

Die Überwachung orientiert sich an be-
währten Praktiken, gewährleistet Rechts-
sicherheit und erhöht die Transparenz. 
Mit ihrem Votum befürworten die Stimm-
bürgerinnen und Stimmbürger die Über-
wachung von Missbrauchsverdächtigen 
in besonderen Extremfällen. Der neue 
Rechtsrahmen baut die Überwachungs-
möglichkeiten nicht aus. Vielmehr ver-
schärft er die bisherige Praxis und be-
schränkt die Dauer einer möglichen 
Observation. Die Gesetzgebungsarbeiten 
gehen auf ein Urteil des Europäischen Ge-
richtshofs für Menschenrechte (EGMR) 
zurück. Dieser hatte festgestellt, dass in 

Die Chancen für einen 
Einstieg im Arbeitsmarkt 
nach kostenintensiven 
Ausbildungen stehen  
am besten, wenn Jugend
liche bereits während  
der Ausbildung Praktika 
absolvieren.

Philippe Bauer, Nationalrat 

«Um die AHV-Renten auf heutigem Niveau zu sichern, braucht es  
eine schrittweise, planbare Anpassung des Rentenalters und  
eventuell eine moderate Zusatzfinanzierung über die Mehrwertsteuer.»
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der Schweiz eine gesetzliche Grundlage 
zur Observation von Versicherten fehlt. 
Wegen des Urteils mussten die Überwa-
chungen vorübergehend eingestellt wer-
den. 

Der Schweizerische Arbeitgeberverband 
hat sich im Rahmen des Gesetzgebungs-
verfahrens für eine effektive Betrugs- und 
Missbrauchsbekämpfung eingesetzt. Mit 
der Überwachung von Versicherten als 
letztes Mittel konnten die Versicherungen 
jährlich 80 Millionen Franken einsparen. 
Die neue Regelung bedeutet nicht zuletzt 
mehr Fairness gegenüber all jenen Perso-
nen, die auf Renten angewiesen sind.

FAUXPAS BEI DEN 
MIETANSPRÜCHEN

In der Beratung der Reform der Ergän-
zungsleistungen (EL) hat sich der Natio-
nalrat am 10. September 2018 mit knap-
per Mehrheit für einen massiven Ausbau 
der anrechenbaren Mietzinsmaxima aus-
gesprochen. Damit ist er in einem ent-
scheidenden Punkt der Differenzbereini-
gung eingeknickt und hat einen grossen 
Schritt hin zu den Beschlüssen des Stän-
derats gemacht. 

Während sich die Nachrichten zu sinken-
den Mieten und rekordhohen Leerwoh-
nungsständen überschlagen, hebt die 
Politik die anrechenbaren Mieten um bis 
zu 71 Prozent an und passt sie künftig 
sogar automatisch der Teuerung an. Dies 
wird die Kosten stark in die Höhe treiben 
und die Fehlanreize in den EL verstär-
ken statt verkleinern. EL-Bezügerinnen 
und -Bezüger werden auf dem Mietmarkt 
teils sogar bessergestellt als erwerbstäti-
ge Familien und Rentnerpaare mit durch-
schnittlichem Einkommen. Zudem fusst 
der Entscheid auf einer unbrauchbaren 
statistischen Grundlage – dem Mietpreis-
index, den auch renommierte Immobi-
lienexperten kritisieren. Wie bei den 
Vermögensfreibeträgen wird der Gesetz-
geber schon in ein paar Jahren wieder 
korrigierend eingreifen müssen. 

Die Reform hatte gemäss Botschaft des 
Bundesrats zum Ziel, das EL-System zu 
optimieren, es von Fehlanreizen zu be-
freien und das Kostenwachstum spürbar 
abzubremsen. Die Revision wird den wei-
teren absehbaren Kostenanstieg von zwei 
Milliarden Franken in den nächsten zehn 
Jahren jedoch bestenfalls um etwas über 
200 Millionen dämpfen. Zudem vergrös
sert sie die Fehlanreize. Deshalb muss 
zwingend und rasch die grosse Aufgabe 
der Entflechtung der EL-Verbundaufgabe 
von Bund und Kantonen angegangen wer-
den, um die Steuerung in der EL zu ver-
bessern sowie um die Finanzierung der 
EL trotz demografischer Alterung und die 
Existenz jener zu sichern, die wirklich 
darauf angewiesen sind. 

POLITISCH ÜBERHÖHTER  
BVG-MINDESTZINS

Überraschend ist der Bundesrat für ein-
mal nicht der Empfehlung der BVG-Kom-
mission gefolgt und hat am 7. November 
2018 beschlossen, den Mindestzins für 
2019 unverändert bei einem Prozent zu 
belassen. Die Kommission hatte ihm für 
nächstes Jahr einen Wert von 0,75 Pro-
zent empfohlen. Zwar berufen sich beide 
Gremien auf dieselbe umstrittene neue 
Berechnungsformel. Diese ist jedoch so 
konzipiert, dass sie nicht nur von Jahr zu 
Jahr, sondern sogar von Monat zu Monat 
einen stark variierenden Mindestzins er-
gibt. Dank der Formel kann der Bundesrat 
je nach Stichtag einen von ihm politisch 
gewünschten Mindestzins festlegen. Mit 
dieser fragwürdigen Praxisänderung hat 
die Verpolitisierung des BVG ein neues 
Ausmass angenommen.

FRÉDÉRIC PITTET

Mehr zum Thema
www.arbeitgeber.ch/category/sozialpolitik/

Die Erhöhung der Miet
ansprüche ist ein enormer 
Kostentreiber und  
verstärkt Fehlanreize, da  
sie EL-Bezüger teils 
besserstellt als Rentner-
paare und Familien.

http://www.arbeitgeber.ch/category/sozialpolitik/


Damit der Fuhrpark niemals stillsteht:  
Der Lehrberuf Baumaschinenmechaniker/in EFZ.



28

DAS ARBEITGEBERJAHR 2018

Um das 100-jährige Bestehen  

der Internationalen Arbeitsorgani

sation (IAO) zu feiern, hat die 

Schweiz eine tripartite Erklärung 

zur Zukunft der Arbeit und der 

Sozialpartnerschaft verabschie-

det. Die Unterzeichnenden, darun-

ter auch der SAV, bekräftigen ihr 

wieder erstarktes Vertrauen in die 

Sozialpartnerschaft zur Bewälti-

gung der Herausforderungen einer 

Arbeitswelt von morgen.

Die Internationale Arbeitsorganisation 
mit Sitz in Genf feiert im Jahr 2019 ihr 
100-jähriges Bestehen. Als einzige tripar-
tite Organisation der UNO vereint sie Ver-
treter von Regierungen, Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer. Die IAO hat es sich zur Auf-
gabe gemacht, die soziale Gerechtigkeit 
zu wahren und den Menschenrechten in 
der Arbeitswelt Geltung zur verschaffen.

Um dieses Jubiläum gebührend zu feiern, 
hat die IAO sieben Initiativen lanciert, 
die im Zeichen ihres Mandats stehen, die 
soziale Gerechtigkeit zu wahren. Darun-
ter figuriert die Initiative zur Zukunft der 
Arbeit, die im Juni 2019 anlässlich der 
Internationalen Arbeitskonferenz in Genf 
in der Annahme einer globalen Deklara-
tion zur Zukunft der Arbeit münden soll.

Die Schweiz hat sich als Gründungsmit-
glied der IAO dafür entschieden, mit der 
Verabschiedung einer «Tripartiten Er-
klärung zur Zukunft der Arbeit und der 
Sozialpartnerschaft in der Schweiz im 
Zeitalter der Digitalisierung der Wirt-
schaft» ihren Beitrag zu diesen Feierlich-
keiten zu leisten. Die Erklärung wurde am 
18. Oktober 2018 von Bundesrat Johann 
Schneider-Ammann und vom General
direktor der IAO sowie von den Dach
organisationen der Sozialpartner – dar-
unter der SAV – unterzeichnet.

Diese Erklärung kommt jetzt, da die So-
zialpartnerschaft in unserem Land eini-
gen Zerreissproben ausgesetzt ist und die 
Digitalisierung einen immer grösseren 
Einfluss auf die Arbeitswelt ausübt, zum 
richtigen Zeitpunkt. Der SAV unterstützt 
diesen Text aus drei Gründen: Erstens be-
kräftigt die Erklärung die Verbundenheit 
der Schweiz mit der IAO. Als Plattform des 
Dialogs zwischen Regierungen und Ver-
tretern der Arbeitgeber- und Arbeitneh-
merschaft zur Lösung von Problemen in 
der Arbeitswelt trägt die IAO zur Schaf-

fung von menschenwürdigen Arbeits-
plätzen bei. Bis heute hat die Schweiz 60 
Übereinkommen der IAO ratifiziert, dar-
unter die acht sogenannten Kernüberein-
kommen.

Zweitens unterstreicht die Erklärung ein-
drücklich, dass die auf Vertrauensbasis 
sowie auf einem Sinn für Kompromiss-
bereitschaft und pragmatischer Ziele be-
ruhende Sozialpartnerschaft wesentlich 
zum Erfolg der Schweiz beiträgt und eine 
gute Arbeitsmarktpolitik sichert. Die an 
der Erklärung beteiligten Parteien sind 
davon überzeugt, dass sich – gerade im 
Zeitalter der Digitalisierung – die Sozial-
partnerschaft als komparativer Vorteil für 
die Schweiz erweisen wird, weil sie flexi-
ble und rasche Anpassungen des Arbeits-
markts ermöglicht.

Drittens listet die Erklärung jene Mass-
nahmen auf, dank derer die Schweiz die 
Herausforderungen einer digitalen Wirt-
schaft erfolgreich bewältigen kann. Die 
Unterzeichnenden verweisen insbeson-
dere auf die neuen Möglichkeiten, die 
sich aufgrund der technologischen Ent-
wicklung eröffnen, um Lösungen – etwa 
im Bereich einer besseren Vereinbarkeit 
von Beruf, Familie und Freizeit – zu fin-
den.

MARCO TADDEI

INTERNATIONALES: ERKLÄRUNG ZUR ZUKUNFT DER ARBEIT

TRIPARTITE ERKLÄRUNG ZUM  
100-JAHR-JUBILÄUM DER IAO 

DIE «ANTENNE ROMANDE»

Seit dem 1. September 2014 verfügt 
der SAV über eine «Antenne 
romande». Sie ist bei der Chambre 
vaudoise du commerce et d’industrie 
in Lausanne angesiedelt. Ihre 
Aufgabe ist es, die Präsenz des SAV 
in der französischen Schweiz bei den 
Mitgliedern und in den Medien zu 
stärken. Sie fungiert als Ansprech-
partner für die Westschweizer Mit-
glieder. Während des Berichtsjahrs 
wirkte die «Antenne romande» bei 
der Organisation mehrerer Anlässe 
zur Arbeitgeberpolitik mit, darunter 
beim «Séminaire de réflexion et 
d’action» mit prominenter Beteili-
gung. Anlässlich des Seminars 
«L’intégration professionnelle des 
personnes atteintes dans leur santé: 
avantages ou contraintes pour  
les entreprises?» präsentierte der  
SAV sein Informationsportal  
www.compasso.ch. Schliesslich 
konnte in Genf, Lausanne, Sitten und 
Freiburg über die Einführung der 
Meldepflicht für offene Stellen per 
1. Juli 2018 informiert werden.
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DIE IAO GEHT GEGEN  
GEWALT UND BELÄSTIGUNG  
AM ARBEITSPLATZ VOR 

Vom 28. Mai bis am 8. Juni 2018 fand in 
Genf die 107. Tagung der Internationalen 
Arbeitskonferenz (IAK) statt. 5300 Dele
gierte aus 187 Ländern nahmen daran 
teil. Die IAK setzte sich mit zwei Themen 
von herausragender Bedeutung für die 
Arbeitgeber auseinander: mit Gewalt und 
Belästigung in der Arbeitswelt sowie mit 
dem sozialen Dialog.

Die Konferenz mündete in der Verab-
schiedung verschiedener Massnahmen 
zur Förderung des sozialen Dialogs. Sie 
erinnerte daran, dass die Basis für den 
Erfolg des sozialen Dialogs in der Res-
pektierung der Vereinigungsfreiheit und 
der Anerkennung des Rechts auf Kollek-
tivverhandlungen liegt. Die Abschlusser-
klärung hält fest, dass freie, unabhängige 
und repräsentative Arbeitgeber- und Ar-
beitnehmer-Organisationen unabdingba-
re Voraussetzungen für die Wirksamkeit 
des sozialen Dialogs darstellen.

Die Delegierten einigten sich auch dar-
auf, bis 2019 ein Übereinkommen gegen 
Gewalt und Belästigung von Frauen und 
Männern in der Arbeitswelt auszuhan-
deln. Der am Ende der Konferenz verab-
schiedete Vertragsentwurf führt aus, dass 
Gewalt und Belästigung als Verhaltens-
weisen zu verstehen sind, die «zur Folge 
haben oder wahrscheinlich zur Folge ha-
ben, physischen, psychischen, sexuellen 

oder wirtschaftlichen Schaden zu verur-
sachen». Der Text verlangt, dass die Ver-
tragsstaaten in ihren Gesetzgebungen 
«jede Form von Gewalt und Belästigung» 
verbieten, und legt Präventionsmassnah-
men, Untersuchungen, Mechanismen zur 
Umsetzung und Überprüfung, Entschädi-
gungen für die Opfer und ein Dispositiv 
gegen Verantwortliche fest. Über die ge-
samte IAK 2018 hinweg hat die Vertre-
tung der Arbeitgeber ihr Engagement zur 
Erarbeitung eines effizienten Instrumen-
tariums bekräftigt, um Gewalt und Beläs-
tigung am Arbeitsplatz zu bekämpfen. 
Allerdings wird der im Juni 2018 verab-
schiedete Text diesen Erwartungen nicht 
gerecht.

Die Arbeitgeber schlugen unterschied-
liche Definitionen der Begriffe «Gewalt» 
und «Belästigung» vor, da diesen Tatbe-
ständen mit jeweils anderen Präventions-
massnahmen und juristischen Mitteln be-
gegnet werden muss. Im Gegensatz dazu 
spricht die nach Abschluss der IAK 2018 
verabschiedete Definition von einem 
«Spektrum an inakzeptablen Verhaltens-
weisen» und macht keinen wirklichen 
Unterschied bezüglich der Art und Wei-
se, wie diesen zwei Arten von Fehlverhal-
ten zu begegnen ist. 

Desgleichen umfasst die weite Definiti-
on von «Arbeitnehmenden» im Text jede 
arbeitende Person, ungeachtet ihrer 
vertraglichen Situation, also auch ent-
lassene, suspendierte oder arbeitslose 
Arbeitnehmende. Es scheint also, dass 

die Arbeitgeber die Kostenverantwortung 
für Vorkommnisse mit Personen überneh-
men sollen, die sie nie getroffen haben – 
an Orten, die ausserhalb ihrer Reichwei-
te liegen und sich unter Umständen ihrer 
Kontrolle entziehen. Jeder sollte vor Ge-
walt und Belästigung geschützt werden – 
egal, ob Arbeitnehmer, Arbeitgeber oder 
andere sich am Arbeitsplatz aufhaltende 
Personen. Aus dem ausgehandelten Text 
ergibt sich aber keine Verpflichtung, von 
Gewalt oder Belästigung betroffene Ar-
beitgeber zu schützen, da sich die opera-
tionellen Bestimmungen nur auf «Arbeit-
nehmende» beziehen.

Trotz dieser problematischen Punkte blei-
ben die Arbeitgeber zuversichtlich. Es ist 
durchaus möglich, den vorgeschlagenen 
Text bis zur Annahme des Übereinkom-
mens im Jahr 2019 noch abzuändern, da-
mit das Übel der Gewalt und Belästigung 
am Arbeitsplatz wirksam bekämpft wer-
den kann.

MARCO TADDEI

Mehr zum Thema
www.arbeitgeber.ch/category/arbeitsmarkt/
internationales-arbeitsmarkt/

INTERNATIONALES

Die Arbeitgeber stellen  
sich gegen jede Form  
von Gewalt und Belästigung 
am Arbeitsplatz.

Leif Agnéus, swissstaffing 

«Die Erklärung der Internationalen Arbeitsorganisation zur Zukunft der  
Arbeit bescheinigt uns, dass die auf Vertrauen, Kompromissbereitschaft und 
pragmatischen Zielen beruhende Sozialpartnerschaft wesentlich zum 
schweizerischen Erfolg beiträgt und eine gute Arbeitsmarktpolitik sichert.»

http://www.arbeitgeber.ch/category/arbeitsmarkt/internationales-arbeitsmarkt/
http://www.arbeitgeber.ch/category/arbeitsmarkt/internationales-arbeitsmarkt/


Gefragte Berufsleute der Zukunft:  
Der Lehrberuf Informatiker/in EFZ.
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Besitzerwechsel und Reorgani

sationen haben die Schweizer 

Medienlandschaft 2018 stark 

umgepflügt. Das hat auch die 

Öffentlichkeitsarbeit des SAV  

auf die Probe gestellt. Zentral  

bleibt eine sach- und adressaten

gerechte Kommunikation.

Das Schweizer Medienjahr 2018 wird 
als ein Jahr mit massiven Erschütterun-
gen in Erinnerung bleiben. Der erste 
Paukenschlag kam schon zu Jahresbe-
ginn von der Schweizerischen Depesche-
nagentur (SDA). Die nationale Nach
richtenagentur kündigte einen massiven 
Stellenabbau mit umfassender Reorga-
nisation an, die aufgrund der schwieri-
gen Lage der Schweizer Verlagshäuser 
als Miteigentümer der SDA unausweich-
lich geworden war. Im April bestätigte 
Tamedia, die «Basler Zeitung» von der 
Zeitungshaus AG um Christoph Blocher 
zu übernehmen. Mit der voraussicht-
lich im Sommer 2019 abgeschlossenen 
Integration wird die ehemals stolze 
«Basler Zeitung» den Mantel für über
regionale Themen von Zürich überneh
men und sich mit der eigenen Redaktion 
auf die regionale Berichterstattung be
schränken. Am 1.  Oktober startete der 
neue Verlag CH  Media, der aus einem 
Joint Venture aus den Regionalmedien 
der «NZZ» und den «AZ  Medien» her
vorging. Damit sind «Aargauer Zeitung», 
«Luzerner Zeitung» und «St. Galler Tag-
blatt» verlegerisch unter einem Dach zu-
sammengeführt, als dessen Gravitations-
punkt sich Aargau abzeichnet.

Diese grossen Umwälzungen haben die 
Konsolidierung in der Schweizer Medien-
landschaft nicht nur beschleunigt. Durch 
die Konzentration innerhalb der klassi-
schen Medien ist auch nicht ganz aus-
zuschliessen, dass sich der Wettbewerb 
zwischen den Redaktionen abschwächt 
und die Meinungsvielfalt leidet. Ein Indiz 
dafür ist, dass 2018 mehr als die Hälfte 
der Artikel zur Schweizer Politik in mehr 
als einem Medium publiziert wurde. Ein 
solcher Einheitsbrei kann besonders bei 
politischen Themen und vor Abstimmun-
gen für eine ausgewogene Meinungsbil-
dung heikel sein. In diesem Umfeld wird 
auch die Kommunikation des Schweizeri-

schen Arbeitgeberverbands anspruchs-
voller. Für die Medienarbeit weiter an 
Bedeutung gewinnen gemäss Umfragen 
persönliche Kontakte und Hintergrund-
gespräche. Beliebt bei den Medienschaf-
fenden bleiben zudem Medienkonferen-
zen und Medienmitteilungen. Verärgert 
werden die Journalisten – begreiflicher-
weise – durch nicht authentische oder 
gar unehrliche Aussagen. Fast so unbe-
liebt sind Lobhudelei statt Fakten und die 
komplizierte Autorisierung von Zitaten.

AUF KURS

Im neuen Medienzeitalter avancieren 
die digitalen Kanäle zu einer wichti-
gen Informationsquelle. Auch beim SAV 
blieb die eigene Website die wichtigste 
Drehscheibe. Die Besucherfrequenz des 
Arbeitgeberportals nahm im Jahresver-
gleich leicht zu, wobei sich vor allem die 
Anzahl Nutzer erfreulich entwickelte. Er-
neut verbesserten sich zudem die direk-
ten Zugriffe auf die SAV-Website: Mittler-
weile steuern 39  Prozent der Benutzer 
das Arbeitgeberportal ohne Umweg über 
Suchmaschinen an. Die Zahl der News-
letter-Abonnenten blieb stabil, derweil 
die Anzahl der Follower auf Twitter nach 
einem rasanten Wachstum in den vergan-
genen Jahren immerhin noch um 16 Pro-
zent stieg.

Die Medienarbeit des Dachverbands 
stiess wie gewohnt auf eine hohe Reso-
nanz. Die Jahresanalyse 2018 von Argus 
weist mehr als 2200 Beiträge aus. Davon 
erschienen 1945 in den Printmedien und 
283 im Radio oder TV. Die Arbeitgeber 
fanden auch vielfaches Gehör auf rele-
vanten News-Websites und Social-Media-
Plattformen, wo der SAV und seine Ex-
ponenten gemäss Argus-Archiv in rund 
3600 Beiträgen genannt wurden. 

FREDY GREUTER

KOMMUNIKATION

VERBANDSARBEIT IN EINER 
VERÄNDERTEN MEDIENLANDSCHAFT 

Unbeliebt  
sind Lobhudelei  
statt Fakten.
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NZZ am Sonntag:Der
Bundesrat
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zumRahmenabkommenmit der

EU durchringen.
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n.

Ohnewirtschaftliche
Prospe­

rität nützt all
e Eigenständ

igkeit

nichts. Die Ku
nst ist es, ein

en

Mittelweg zu finden zwischen

der Abgabe e
iniger Kompeten­

zen und der Sicherung
desmög­

lichst ungehi
nderten Zugangs

zumBinnenmarkt der EU. D
ie

Schweiz ist in einer privileg
ier­

ten Situation:Wir habenmit der

EUmassgeschneid
erte bilaterale

Verträge, die
in der Praxis gu

t

funktionieren
.Warum soll

man sie aufgeben?
Die Briten

werden nach demBrexit nicht

annähernd soweitreichende

bilaterale Ver
trägemit der EU

haben, wie sie die Schw
eiz aus­

handeln konnte.

Der Bundesra
t bezieht kein

e Stel­

lung zumRahmenvertrag – un
d er

hat es auch noch nicht geschaff
t,

seineMitglieder auf d
ie Departe­

mente zu verteilen. Das
zeugt

nicht von Führungsstär
ke.

Die Departem
entsverteilun

g

ist Sache des
Bundesrats, d

a

sollte sich dieWirtschaft nich
t

einmischen.Wichtiger als di
e

Departementsverteilun
g ist die

zukünftige Zu
sammenarbeit im

Bundesrat als
Gremium. Es ist in

Zukunft ents
cheidend, da

ss die

Regierung in
den kommenden

Jahren nicht Lösung
svorschläge

präsentiert, d
ie innerhalb v

on

Wochen im Parlament zerzaust

werden. Das ist
in letzter Vergan

­

genheit zu oft geschehen
. Die

neue Vorlage
zur Altersvor

sorge

ist zum Scheitern verurteilt.

Auch das Projekt fü
r eine boden­

gestützte Luf
tverteidigung

(Bodluv) wurde innertW
ochen

von zwei Bundesrats
parteien für

untauglich erklärt. Ich erwarte

vomBundesrat, da
ss er gemein­

sam an Lösungen feilt, die so

ausgewogen sind, dass sie
eine

stabileMehrheit im Parlament

und letztlich bei der Bevöl
ke­

rung finden.
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Reform Altersvorsorge – Renten nachhaltig sichern

15. Februar 2018
 > Sowohl für die AHV als auch für das BVG ist der Reformbedarf 

unbestritten

 > Die Abstimmungen über die Reform Altersvorsorge 2020 und über 

AHVplus zeigen: Das Volk will keine Experimente mit der AHV, 

sondern sichere Renten auf heutigem Niveau 

 > AHV und BVG müssen getrennt, etappenweise und in verdaubaren 

Portionen reformiert werden

 > Es braucht rasch eine erste Reformetappe, welche die Renten 

mittelfristig sichert und die Altersvorsorge finanziell stabilisiert

 > In der AHV ist in einem ersten Schritt die stufenweise Anglei-

chung des Rentenalters auf 65/65 in vier Schritten gesetzt, 

gekoppelt mit einer moderaten Erhöhung der Mehrwertsteuer

 > In der beruflichen Vorsorge braucht es in einem ersten Schritt 

eine substanzielle Senkung des Mindestumwandlungssatzes, 

verbunden mit einer angemessenen Kompensation zur Sicherung 

des Rentenniveaus

 > Ab Mitte der 2020er-Jahre muss in einer zweiten Etappe das 

Rentenalter schrittweise und gut planbar der steigenden 

Lebenserwartung angepasst werden

 POSITION
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NZZamSonntag 9. Dezember 2018

SchweizEuropap
olitik

Classepolitiq
ue

Reto Nause
, Sisyphus, n

immt

einen neuen
Anlauf. Der B

erner

Gemeinderat und
CVP-Politike

r

wird auch nächst
es Jahr für d

en

Nationalrat
kandidieren

, nach

1995, 1999,
2003, 2007,

2011 und

2015 nun zu
m siebten Mal in

Serie. Ob Nause nun 2
019 mit

seiner Last e
ndlich den G

ipfel

der Grossen
Kammer erreicht,

wissen nur d
ie Götter. Di

e Spöt-

ter indes meinen: Eher
wird der

Polizeidirekt
or ins Kollek

tiv der

widerspens
tigen Berne

r Reit-

schule aufge
nommen als in den

Kreis des Na
tionalrats.

Roger Nord
mann, Gratula

nt,

spart. Dem SP-Fraktion
schef

oblag es amMittwoch, sein
e

Bundesrätin
Simonetta Som

ma-

ruga zur Wahl als Vizep
räsiden-

tin des Bund
esrates zu b

eglück-

wünschen. D
och währen

d die

SVP ihrem Bundespräs
identen

Ueli Maurer nebst
Gratulatione

n

auch einen p
rächtigen B

lumen-

strauss über
brachte, sta

nd

Nordmann etwas v
erloren und

mit leeren Hän
den im Saal. Wir

sagen es de
m SP-Mann darum

hier durch d
ie Blume: Willst Du

nicht enttäu
schen, kauf

recht-

zeitig ein Sträussc
hen.

M
odemässig ist diese

r Herbst eine

mordsmässige Enttäu
schung.

Es begann ja damit, dassman bei

frühlingshaft
en Temperaturen

bis in den November hinein gezwungenwar,

die Sommergarderobe s
pazieren zu führen.

Statt endlich
die schönen Stiefel aus de

m

Schrank nehm
en zu können,mussteman

monatelang in
den ausgelatschte

n Sandalen

weiterschlurfen
. Mit einem flauschigen Schal

um denHals hätteman leicht einen Hitz­

schlag erlitte
n, undMützen konnteman bes­

tenfalls benu
tzen, um sich vor Sonnenbr

än­

den zu schützen. Jet
zt ist das küh

lereWetter

zwar endlich da – dochwie sich die Leute

heute kleiden
, geht auf kein

e Kuhhaut.

Menschenhaut
allüberall! No

ch bei ein­

stelligen Temperaturenmarschieren junge

Personen heuermit nackten Knöcheln durch

die Strassen.
Offenbar sind

blaugefroren
e

Bollen amBein jetzt der letzt
e Schrei – wobei

ihre Träger ve
rmutlich nurmehr krächzen

können, sofe
rn sie überhaup

t noch eine

Stimme haben. «Fla
nking» heisst

dieses Fes­

selzeigen in der Fachspra
che, und imRan­

king der düm
msten Dinge steht e

s zweifellos

ziemlichweit oben. Übe
rhaupt kommt von

obenmit Blick auf di
eMode nun kaumnoch

Gutes: An der Spitze un
seres Staates

sind

die Tage der t
ollen Kostüme gezählt, Do

ris

Leuthard ziehtmitsamt ihrem legendären

Löcherdress a
us demBundeshaus

aus, und

neue Lichtbli
cke waren bei denWahlen

wahrlich nicht in Sicht.

Früher konnt
eman in solch traurigen

Momenten nachWesten gucken und hoffen,

in der Heimat des guten Geschmacks ein

wenig Trost für
s geschunden

e Auge zu

finden. Aber
Frankreich ist auch nichtmehr,

was es einmal war. Dass Chan
el künftig

keinen Pelzmehr verkauft,
ginge ja noch

,

und auch der vermeldete Verzich
t auf Kroko­

dilledertasch
en, Schlangen

hauthüte und
die

vermutlich ohnehin eher unbeque
men Sta­

chelrochenso
ckenwäre zu verkraften. A

ber

mussman stattdessen direkt zuwüsten Plas­

tikwesten greifen? Diese
Dinger haben

weder

Schnitt noch
Stil und spotten dem französi­

schen Chic geradezu
Hohn.Möge sich Chanel

doch dieser Fetzen
erbarmen und ihnen

etwas Eleganz ve
rleihen. Ande

rnfalls sollte

man sich überlegen, di
e gelben Lumpenmit

einer Sonders
teuer für Umweltbelastung

zu

belegen.

ClaudiaMäd
er

DiegelbenW
estensindzu

wenigchic

ShowdownReto
Nause

FO
TO

S:
KE

YS
TO

N
E,
N
ZZ

Roger
Nordmann

D
A
N
IE
L
W
IN
KL

ER

«Das letzte
Wort ist verm

utlich noch
nicht gespr

ochen»: Val
entin Vogt,

der Präside
nt des

Schweizeris
chen Arbeit

geberverba
ndes, gibt d

ie Hoffnung
nicht auf. (Z

ürich, 2. Feb
ruar 2018)

«Wollenwir
inder

Isolationlan
den?»

Arbeitgeber
-PräsidentV

ogt signalisi
ert Flexibilit

ät

inVerhandlu
ngenüberd

enLohnschu
tz. Erwill de

n

Rahmenvert
rag retten. In

terview:Fra
ncescoBeni

ni

NZZ am Sonntag:Der
Bundesrat

kann sich nicht zu einer Haltung

zumRahmenabkommenmit der

EU durchringen.
Was halten Sie

davon?
Valentin Vo

gt: Ich kann das

Verhalten der Landesre
gierung

nachvollzieh
en. Es ist sinn

voll,

den Rahmenvertrag öff
entlich zu

machen und eine Konsulta
tion

zu starten. Von den verschiede­

nen Alternativen
finde ich zum

jetzigen Zeitpunkt die
Konsulta­

tion die beste.

Dass der Bund
esrat keinen Ent­

scheid gefällt hat, hä
ngt damit

zusammen, dass dieM
einungen

im Gremiumweit auseinand
er­

gehen.
Den Vertrag zu paraphieren,

wäre die schlec
hteste Varian

te

gewesen. Die Reg
ierung hätte

damit das Abkom
men bestätigt

und dem Parlament ein take it or

leave it signal
isiert. Dieses

Vor­

gehenwäre nichtmehrheitsfähig

gewesen. Nun gibt es drei Be
rei­

che, die erört
ert werdenmüssen:

die flankieren
denMassnahmen,

die Unionsbü
rgerrichtlinie

und

die staatliche
n Beihilfen.

Wie beurteilen Sie den Vertrag?

Das Verfahren
für Streit­

beilegung un
d das System der

dynamischen Rechtsüberna
hme

überzeugenmich; da hat de
r

Bundesrat ein
en gutenWeg

gefunden. Be
i den staatlichen

Beihilfenmüssen nun vor allem

die Kantone i
nvolviert werden.

Die Unionsbü
rgerrichtlinie

ist

Angelegenhe
it des Bundes

rats

sowie der Kanton
e – und bei den

flankierenden
Massnahmen sind

primär die Sozialp
artner gefrag

t.

Es ist nun endlich an der Zeit,

dassman sich zusammensetzt

und bespricht, wie sich das

Lohnschutz­N
iveau in der

Schweiz halten lässt – auchmit

anderen Instrumenten als

bisher.

Wie finden Sie die Bestim
mungen

zum Lohnschutz, d
ie nun imVer­

trag enthalten
sind? Vier sta

tt

acht Tage Vor
anmeldefrist für

Unternehmen aus der EU, di
e

Aufträge in der Schweiz ausfüh­

ren wollen.
Ausmeiner Sicht gi

lt es einen

risikobasierte
n Ansatz zu finden:

Der Plattenle
ger aus Polen

, der

zum erstenMal einen Auftrag in

der Schweiz ausführt,
sollte

nicht gleich behandelt werden

wie der Service
monteur eines

grossen deutschenWerkzeug­

maschinenhers
tellers, der tä

g­

lich Aufträge in der Schweiz aus­

führt. Das Ris
iko von Lohn­

dumping ist im ersten Fall klar

grösser als im
zweiten Fall. Die

Frage der Vie
rtage­Frist läs

st

sich nicht einfach
mit Ja oder

Nein beantworten. Die Ko
nsulta­

tionen der kommenden drei

Monate sollten
dazu genutzt

werden, auch neue Ansätze
zu

prüfen – und dabei das Loh
n­

schutzniveau
als Ganzes ni

cht zu

verändern.

Die EU schliesst aber
Nach­

verhandlunge
n aus.

Das ist Politik
.Wennwir der

EU eine sinnvoll
e, gute Lösun

g

unterbreiten
können, hint

er der

sowohl die Schweizer Arbeit­

geber als auch
Arbeitnehmer

stehen, ist da
s letzteWort ver­

mutlich noch nicht gesproc
hen.

Davon bin ich überzeugt.W
ir

werden uns auf alle F
älle in den

Konsultation
en als konstrukt

iver

Partner einbr
ingen.

Sie könnten den Gewerkschaften

auf anderen Gebieten als beim

Lohnschutz en
tgegenkommen:

Tiefere Hürden für den Abschluss

von Gesamtarbeitsverträ
gen,

ausgebauter K
ündigungssch

utz

für Arbeiter, d
ie älter als 50

sind.

Es besteht ein
gemeinsames

Interesse von
Arbeitgebern

und

Gewerkschaften:
Wir wollen den

bilateralenWegmit der EU lang­

fristig fortfüh
ren und den Lohn­

schutz nicht l
ockern. Das is

t das

Ziel auf beide
n Seiten. Im

Vordergrund
der Diskussio

nen

steht nun der Lohnschu
tz. Dass

andere Them
en bei den Konsul­

tationen aufs Tapet ko
mmen, ist

möglich. Verha
ndlungen haben

es an sich, dass bei
de Seiten

aufeinander z
ugehenmüssen,

sowohl Arbeitgeb
er wie Arbeit­

nehmer.

An der Spitze des
Gewerkschafts­

bundes kommt es zu einem per­

sonellenWechsel: Pierre
­Yves

Maillard löst Paul Rech
steiner ab.

Könnte dies d
ie Verhandlun

gen

begünstigen?
Ja. Ständerat

Rechsteiner

nahm beim Lohnschutz f
rüh

eine unverrü
ckbare Positio

n ein.

Er konnte dan
n nichtmehr

zurück. Neue
Personen amVer­

handlungstis
ch sind sicher kein

Nachteil.

Waswürde ein Scheitern des

Rahmenvertrags be
deuten?

Die Schweiz würde ihre Han
d­

lungsfreiheit
verlieren. Die

EU

würdewohl ihre Nade
lstiche

fortsetzen; be
i der Börse, b

ei der

Bildungszusa
mmenarbeit und

zumBeispiel auch
bei den Straf­

zöllen auf Stahl. Es b
esteht die

Gefahr, dass d
ie Schweiz ohne

Gestaltungso
ptionen in die Ecke

gedrängt wird.Wie war es denn

beim automatischen Informa­

tionsaustausc
h? Die Schweiz

verweigerte sich lange einer D
is­

kussion über das Ban
kkunden­

geheimnis undwollte den inter­

nationalen Druck aussitz
en –

und am Schluss blieb
ihr keine

Wahl. Der Infor
mationsaus­

tauschwurde in kurzer Zeit ei
n­

geführt. Die S
chweiz ist wichtig

für die EU, ab
er die EU ist für die

Schweiz als Hande
lspartner

noch viel wichtiger.Wir werden

bald über die SVP-
Initiative zur

Kündigung d
er Personenfr

ei­

zügigkeit und
damit über das

mögliche Ende
der bilaterale

n

Verträge abst
immen. Das Rah­

menabkommenmit der EU

könnte ein Gegenprojekt
dazu

sein.Wollenwir in der Isolation

landen oder den bisher sehr

erfolgreichen
bilateralenWeg

fortführen?W
ollenwir zu einer

wirtschaftliche
n Insel werden?

Darüber werden die Schweize­

rinnen und Schweizer wohl im

Jahr 2020 entscheiden.

Der 58-jähr
ige Valentin

Vogt

präsidiert s
eit dem Sommer

2011 den Sc
hweizerisch

en

Arbeitgebe
rverband. Z

uvor

führte er wä
hrend elf Ja

hren die

Industriegr
uppe Burck

hardt

Compression in
Winterthur,

bevor er do
rt ebenfalls

2011 zumVerwaltung
srats-

präsidenten
aufstieg. Vo

gt ist

in Rappersw
il-Jona imKanton

St. Gallen au
fgewachsen

und

wohnt im Zürcher Ob
erland.

ValentinVo
gt

Ohnewirtsc
haft-

licheProspe
rität

nützt alle
Eigenständ

igkeit

nichts.

Mit demRahmenabkommen

büsst die Schw
eiz an Eigen­

ständigkeit ei
n.

Ohnewirtschaftliche
Prospe­

rität nützt all
e Eigenständ

igkeit

nichts. Die Ku
nst ist es, ein

en

Mittelweg zu finden zwischen

der Abgabe e
iniger Kompeten­

zen und der Sicherung
desmög­

lichst ungehi
nderten Zugangs

zumBinnenmarkt der EU. D
ie

Schweiz ist in einer privileg
ier­

ten Situation:Wir habenmit der

EUmassgeschneid
erte bilaterale

Verträge, die
in der Praxis gu

t

funktionieren
.Warum soll

man sie aufgeben?
Die Briten

werden nach demBrexit nicht

annähernd soweitreichende

bilaterale Ver
trägemit der EU

haben, wie sie die Schw
eiz aus­

handeln konnte.

Der Bundesra
t bezieht kein

e Stel­

lung zumRahmenvertrag – un
d er

hat es auch noch nicht geschaff
t,

seineMitglieder auf d
ie Departe­

mente zu verteilen. Das
zeugt

nicht von Führungsstär
ke.

Die Departem
entsverteilun

g

ist Sache des
Bundesrats, d

a

sollte sich dieWirtschaft nich
t

einmischen.Wichtiger als di
e

Departementsverteilun
g ist die

zukünftige Zu
sammenarbeit im

Bundesrat als
Gremium. Es ist in

Zukunft ents
cheidend, da

ss die

Regierung in
den kommenden

Jahren nicht Lösung
svorschläge

präsentiert, d
ie innerhalb v

on

Wochen im Parlament zerzaust

werden. Das ist
in letzter Vergan

­

genheit zu oft geschehen
. Die

neue Vorlage
zur Altersvor

sorge

ist zum Scheitern verurteilt.

Auch das Projekt fü
r eine boden­

gestützte Luf
tverteidigung

(Bodluv) wurde innertW
ochen

von zwei Bundesrats
parteien für

untauglich erklärt. Ich erwarte

vomBundesrat, da
ss er gemein­

sam an Lösungen feilt, die so

ausgewogen sind, dass sie
eine

stabileMehrheit im Parlament

und letztlich bei der Bevöl
ke­

rung finden.
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L’Union soviétique a reposé

pendant longtemps sur ce que

l’on appelait «l’agitprop». La

propagande était destinée à

l’élite pour la convaincre de sui-

vre le parti, tandis que l’agita-

tion visait le bas peuple, inca-

pable de comprendre la

philosophie marxiste, mais ou-

vert à toutes les stimulations

émotionnelles.

C’est à cette dernière opération que

se livre l’UDC, premier parti du

pays. Le prospectus déposé dans

les boites aux lettres demande de

dire oui à la démocratie directe et

oui à l’autodétermination. 

Il faut être ignorant du système po-

litique suisse pour s’imaginer que

ces piliers des institutions suisses

seraient subitement menacés par

les 30 traités de libre-échange, les

170 conventions de double impo-

sition, les 85 traités protégeant la

propriété intellectuelle, etc qui exis-

tent depuis longtemps. L’UDC

semble donc frappé de folie subite,

comme si elle voulait détruire les

relations économiques internatio-

nales de la Suisse.

Le premier parti

de Suisse

Bien au contraire, l’UDC ne serait

pas devenu le premier parti de

Suisse s’il avait été guidé par le dé-

lire. La démarche est au contraire

bien réfléchie. 

Les initiatives de l’UDC ne sur-

viennent pas, les unes après les au-

tres, année après année, pour vrai-

ment réussir, mais plutôt pour

échouer. Car si elles réussissent,

elles produiraient un tel appau-

vrissement de la population, ris-

qué pour la réputation des ini-

tiants. 

La méfiance

des étrangers

Tant qu’elles échouent, elles ne

produisent pas d’effets délétères,

mais elles persuadent un tiers de

l’opinion publique que ce parti est

le seul défenseur intransigeant de

la Suisse, tandis que tous les autres

la trahissent.

Ces initiatives reposent sur ce sen-

timent si facile à susciter, la mé-

fiance de l’étranger. 

Cela flatte certains électeurs qui se

sentent alors supérieurs à ces dé-

fectueux qui habitent en dehors

des frontières. 

En rabaissant les autres, ils s’élèvent

eux-mêmes, surtout s’ils n’ont pas

de raisons de se féliciter de ce qu’ils

sont. Ainsi le parti attire les frustrés

de l’existence, les vaincus de la fé-

roce compétition économique, les

laissés pour compte de la crois-

sance. Par ce tour de passe-passe,

la droite recueille des électeurs de

la gauche, excédés par certains bo-

bos qui la guident.

Des conséquences

désastreuses

En supposant même qu’une initia-

tive calamiteuse passe la rampe et

que la Confédération soit vraiment

obligée de l’appliquer avec des

conséquences désastreuses, même

alors ce serait peut-être bénéfique

pour le parti. En s’appauvrissant,

la Suisse compterait encore davan-

tage de mécontents qui donne-

raient la majorité absolue au po-

pulisme. C’est exactement ce qui

se passe Italie, ce n’est pas impos-

sible.

La politique responsable ne

consiste pas à se servir de la Nation

afin d’agiter le peuple avant de s’en

servir.n

Comm
ent ré

ussir 

en éch
ouant

JACQUES NEIRYNCK Professeur honoraire EPFL En 2019, l’Organisation inter-

nationale du travail (OIT) fê-

tera son centenaire. Cette

vieille dame, née d’un idéal de

justice sociale, est la seule ins-

titution tripartite de l’ONU

réunissant des représentants

des gouvernements, des em-

ployeurs et des employés. Pour

commémorer cet anniversaire,

l’OIT a lancé l’initiative sur le

futur du travail, qui se concré-

tisera par l’adoption, lors de la

Conférence internationale du

travail de juin 2019, d’une Dé-

claration mondiale sur l’avenir

du travail.

Membre fondateur de l’organisa-

tion, la Suisse a décidé d’apporter

son soutien à cette commémora-

tion en adoptant une «Déclaration

tripartite sur le futur du travail et

du partenariat social en Suisse à

l’ère de la numérisation de l’éco-

nomie», qui a été signée le 18 oc-

tobre dernier à Berne par le

conseiller fédéral Johann Schnei-

der-Amman, le directeur général

de l’OIT Guy Ryder et les associa-

tions faîtières des partenaires so-

ciaux.

Ce soutien ne doit rien au hasard.

En favorisant le dialogue tripartite

dans la recherche de solutions aux

problèmes du monde du travail,

l’OIT contribue à créer des em-

plois décents et à faire respecter

les droits de l’homme dans le

monde du travail.

A l’heure où le partenariat social

connaît quelques vicissitudes dans

notre pays et où l’avènement du

numérique exerce une influence

croissante sur le monde du travail,

cette Déclaration arrive à point

nommé.

Au cœur 

du modèle économique

Ce texte permet tout d’abord de

réaffirmer avec force que le par-

tenariat social est au cœur du mo-

dèle économique suisse. Si notre

pays est un champion de la com-

pétitivité, il le doit non seulement

à l’excellence de son système de

formation et à sa capacité d’inno-

vation, mais aussi à la solidité du

dialogue social qui s’appuie sur la

confiance, le sens du compromis

et la recherche de solutions prag-

matiques.

En filigrane transparaît la convic-

tion des parties signataires que le

partenariat social donne de meil-

leurs résultats que n’importe

quelle loi, a fortiori à l’ère du tout

numérique. Contrairement au lé-

gislateur, les partenaires sociaux

peuvent en effet réagir rapide-

ment aux défis posés par la trans-

formation technologique en te-

nant compte des spécificités des

secteurs économiques. En somme,

le futur du travail passe par le par-

tenariat social.

Les parties s’accordent à dire que

l’économie numérique comporte

certes des risques mais ouvre aussi

de nouveaux horizons: un nom-

bre significatifs d’emplois et de

nouveaux marchés vont être

créés. Si elle veut tirer son épingle

du jeu dans ce nouveau contexte,

la Suisse doit consolider et déve-

lopper encore ses atouts, tels notre

économie ouverte sur le monde

et notre système de formation pro-

fessionnelle en entreprise.

En parallèle, il faudra utiliser les

opportunités offertes par le déve-

loppement technologique pour

favoriser l’apprentissage tout au

long de la vie et promouvoir des

solutions visant à améliorer la

conciliation de la vie profession-

nelle et familiale, le temps de tra-

vail et les loisirs.n

Une D
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MARCO TADDEI UNION PATRONALE SUISSE

De quoi parle t’on lorsqu’on

aborde la question de l’inno-

vation stratégique? Parle-t-

on d’innovation en stratégie

ou de stratégie en innovation?

Que recouvre cette idée?

Nous proposons ici une ap-

proche de l’innovation stra-

tégique fruit de nos expé-

riences comme entrepreneur

et enseignant, que nous croi-

sons avec l’excellent livre «10

types of innovation» de Larry

Keeley.

L’innovation stratégique recou-

vre à la fois l’innovation dans le

domaine de la stratégie d’entre-

prise, la stratégie appliquée à l’in-

novation, l’innovation qui aurait

un tel impact sur la performance

de l’entreprise qu’on pourrait

l’appeler stratégique, et la combi-

naison d’innovations qui une fois

systémisées créeraient un avan-

tage stratégique. L’apport de la

pensée agile est de considérer l’in-

novation au cœur de la politique

de l’entreprise, comme un pro-

cessus constant et ininterrompu.

La recherche de l’amélioration de

la performance, à commencer

par l’expérience client, est le fruit

d’innovations permanentes.

L’expérience client est le pre-

mier pilier de l’innovation stra-

tégique, c’est-à-dire les percep-

tions par les clients lors de

l’utilisation des produits et ser-

vices de l’entreprise. Ce pilier

comprend tout ce qui touche à la

courbe d’utilité pour l’utilisateur,

à savoir sa perception lors de

l’achat du produit ou du service,

lors de sa livraison, lors de son

usage, son utilisation, etc.

Ainsi la qualité, la facilité, la ra-

pidité avec lesquelles le produit

est acheté, toutes les étapes du

processus d’achat doivent être in-

cessamment améliorées pour le

rendre non seulement aisé mais

plaisant. Les relations du consom-

mateur avec la marque, dans la

communication de cette dernière,

les liens construits sur internet,

l’usage du site et la façon dont il

génère naturellement une com-

mande ou au moins une entrée

en relation avec l’entreprise, sont

également essentielles.

Les produits

et services

eux-mêmes

constituent le

deuxième pi-

lier de l’inno-

vation. Sont-

ils facilement

(très facile-

ment) com-

préhensibles

par un client

potentiel? 

Combien de

jeunes ou

moins jeunes entrepreneurs ex-

posent-ils leur produit ou service

de façon peu compréhensible par

le quidam, parce qu’ils décrivent

leur produit, sa technologie, plu-

tôt que son intérêt pour l’utilisa-

teur? L’utilité pour celui-ci est-

elle mise en avant dès la

présentation du produit ou du

service? La qualité et la perfor-

mance des produits sont-elles

mises en avant et exprimée sous

l’angle de la valeur qu’elles ap-

portent au client, et non de leurs

performances

propres? Les

processus in-

ternes de l’en-

treprise, de la

conception, à

la logistique,

en passant par

la prise de

commande, le

paiement,

sont-ils tour-

nés vers l’ex-

périence utili-

sateur, le bien

être, le plaisir du client? 

Voici les sujets qui doivent acca-

parer l’entreprise et sans cesse

nourrir ses innovations.

Les processus internes et le

modèle d’affaires de l’entre-

prise forment le troisième pilier

de l’innovation stratégique. Com-

ment l’entreprise crée-t-elle de la

valeur, comment la somme des

activités qui y mène est-elle ana-

lysée, comprise, améliorée sans

cesse? Comment l’organisation

et les processus de prise de déci-

sion de l’entreprise sont-ils adap-

tés aux besoins des marchés et des

clients? 

L’entreprise gère t’elle utilement

des réseaux internes et externes

de compétences, de savoir, lui per-

mettant de s’améliorer sans cesse?

Comme toujours, l’agilité re-

prend dans un cadre et avec des

objectifs nouveaux, bon nombre

de pratiques, de méthodes et

d’outils déjà présents dans l’en-

treprise. 

Il en va de même avec l’innova-

tion stratégique qui touche à tous

les domaines de l’entreprise, et

qui se veut à la fois incrémentale

et disruptive, et qui se gère

comme un processus permanent

et continu.n
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CHRISTOPHE CLAVÉ 

Président EGMA
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Wie steht es um die Wettbewerbsfähig-
keit des Schweizer Bildungssystems?  
Die Referenten des diesjährigen ARBEIT
GEBERTAGS in Bern waren sich in ihren 
Antworten einig: Gerade die Schwei-
zer Berufsbildung geniesst international 
einen ausgezeichneten Ruf. Damit dies 
so bleibt, gilt es jedoch, vielfältigste He-
rausforderungen wie die Digitalisierung 
zu meistern. Laut Arbeitgeberpräsident 

Valentin Vogt soll die Aus- und Weiterbil-
dung dazu beitragen, die Chancen der di-
gitalen Wirtschaft zu nutzen, aber auch 
rasche Veränderungen oder gar Umbrü-
che auf dem Arbeitsmarkt zu bewältigen.

Um das Schweizer Berufsbildungssys-
tem weiterzuentwickeln, sind auch die 
Arbeitgeber auf die Fakten und Analy-
sen des Bildungsberichts angewiesen. 

Herausgeber Stefan C. Wolter, Direktor 
der Schweizerischen Koordinationsstelle 
für Bildungsforschung SKBF, rief die 
Arbeitgeber dazu auf, sich aktiv in die 
Diskussion einzubringen, was wir künf-
tig lernen und was wir den Computern 
überlassen sollten. Gerade soziale Fähig-
keiten würden am Arbeitsmarkt immer 
bedeutender, ebenso wie selbstständiges 
und kritisches Denken.

ARBEITGEBERTAG 2018

BILDUNG ALS SCHLÜSSEL  
FÜR BERUFLICHE MOBILITÄT 
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Die Grussbotschaft des Bundesrats über-
brachte ein blendend und zu Scherzen 
aufgelegter Ueli Maurer. Er versprach 
den Arbeitgebern mit einem Augen-
zwinkern, ihnen ein neues Haustier zu 
schenken: einen Papiertiger namens 
Stellenmeldepflicht. Eine eindrückliche 
Vorschau auf die grösste Berufsschau 
der Welt – die SwissSkills 2018 – mach-
ten die Organisatoren Claude Thomann 

und Patrick K.  Magyar. Die Mitglie-
derversammlung, die im Rahmen des 
ARBEITGEBERTAGS tagte, wählte zwölf 
neue Mitglieder in den SAV-Vorstand 
(siehe Seite 42): Leif Agnéus (swissstaf-
fing), Willi Bachmann (Swiss Plastics), 
Armin Berchtold (VSSU), Pascal Buch-
ser (fial), Thomas Dietziker (CURAVIVA 
Schweiz), Daniel Everts (CP), National- 
rat Alois Gmür (Schweizer Brauerei- 

Verband), Nationalrat Thomas Hurter 
(AEROSUISSE), Urs Kaufmann (Swiss-
mem), Peter Ritter (EXPERTsuisse), 
Florian Rochat (Swiss Cigarette) und 
Stefan Schwerzmann (SBVV).

Mehr zum Thema
www.arbeitgeber.ch/tag/arbeitgebertag/

www.arbeitgeber.ch/tag/arbeitgebertag
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DAS ARBEITGEBERJAHR 2018  
IN ZAHLEN

POLITIK

59 
Sessionsgeschäfte 
bewerten die Arbeitgeber im 
parlamentarischen Prozess  
mit Stellungnahmen zuhanden  
der eidgenössischen Räte. 

 12 
Vernehmlassungen 
reicht der Schweizerische Arbeit
geberverband nach der Konsultation 
seiner Mitglieder zuhanden der 
Verwaltung ein.

95 
Mitglieder 
vereint der Schweizerische 
Arbeitgeberverband per Stichtag 
1. März 2019. Das sind: 

48 
Branchenorganisationen

43 
Regionalorganisationen

4 
Einzelunternehmen

~100 000 
Unternehmen
– von Klein- über Mittel- bis Gross-
unternehmen – repräsentiert  
der Dachverband der Arbeitgeber.

~ 2 000 000 
Arbeitnehmende 
sind indirekt im SAV vertreten.

4 
Arbeitsgruppen 
dienen der regelmässigen Diskus
sion aktueller arbeitgeberpolitischer 
Geschäfte mit den Mitgliedern;  
sie werden um mehrere ad hoc 
zusammengesetzte Arbeitsgruppen 
ergänzt.

2 
neue Mitglieder 
traten dem SAV per Anfang 2019 bei.

45 
Leitungsorgane 
wie Kommissionen, Experten
gruppen, Verwaltungs- respektive 
Stiftungsräte, Vereine sowie 
internationale Gremien haben einen 
SAV-Vertreter in ihren Reihen.

9 
Hearings 
in parlamentarischen Kommis
sionen nutzt der Schweizerische 
Arbeitgeberverband, um seine 
Standpunkte einzubringen. 

2
Abstimmungsparolen 
fassen die Arbeitgeber zu arbeit
geberpolitisch relevanten Vorlagen.

VERBAND
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2228 
Medienbeiträge 
nehmen Bezug auf den Schwei
zerischen Arbeitgeberverband  
und seine Positionen – das sind:

 1945 
Printbeiträge

206
Radiobeiträge

77 
Fernsehbeiträge

66 485 
Nutzer 
besuchen arbeitgeber.ch.

~130 
Veranstaltungen 
bieten den Arbeitgebern eine 
externe Plattform, um in Referaten 
und Podiumsdiskussionen ihre 
Positionen zu vertreten.	

39 
Prozent der Zugriffe 
auf die Arbeitgeber-Website erfol-
gen direkt, 50 Prozent über eine 
Suchmaschine. Ein Jahr zuvor waren 
es 35 respektive 53 Prozent.

32 
Newsletter verschicken die Arbeit-
geber je in einer deutschen und 
einer französischen Ausgabe an ihre 
Abonnenten.

2410 
Seitenaufrufe 
generiert der meistgelesene online 
publizierte Beitrag. 

 1511 
Follower auf Twitter 
zählt die Arbeitgeber-Community, 
etwas über 16 Prozent mehr als ein 
Jahr zuvor.

52
Ausgaben 
des «Schweizer Arbeitgeber» mit 
1572 Beiträgen finden sich im neuen 
Archiv auf der Website.

 1
Publikation 
gibt der Schweizerische Arbeit
geberverband in gedruckter  
und elektronischer Form heraus.

MEDIEN ONLINE
VERANSTALTUNGEN/
PUBLIKATIONEN

 13 
Medienmitteilungen
veröffentlichen die Arbeitgeber zu 
arbeitgeberpolitischen Kernthemen.

204 
Online-Beiträge 
wie Medienmitteilungen, News, 
Positionen, Vernehmlassungen, 
Medienbeiträge und Präsentationen 
finden sich auf der Website, darunter 
100 tagesaktuelle Stellungnahmen.

3 
Netzwerkanlässe 
mit landesweiter Beteiligung aus 
Kreisen der Mitglieder sowie der 
nationalen Wirtschaft und Politik 
veranstalten die Arbeitgeber.
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MITGLIEDER
Stand 1. März 2019

BRANCHENORGANISATIONEN

AEROSUISSE – Dachverband der 
schweizerischen Luft- und Raumfahrt 
www.aerosuisse.ch

Allpura – Verband Schweizer  
Reinigungs-Unternehmen 
www.allpura.ch

AM Suisse – Dachverband für die 
Fachverbände Agrotec Suisse und 
Metaltec Suisse 
www.amsuisse.ch

Arbeitgeberverband Basler Pharma-, 
Chemie- und Dienstleistungs
unternehmen

ARBEITGEBER BANKEN – 
Arbeitgeberverband der Banken  
in der Schweiz 
www.arbeitgeber-banken.ch

Arbeitgeberverband Schweizerischer 
Papier-Industrieller (ASPI) 
www.zpk.ch

ASCO – Association of Management 
Consultants Switzerland 
www.asco.ch

CHOCOSUISSE – Verband 
Schweizerischer Schokoladefabrikanten 
www.chocosuisse.ch

Convention patronale de l'industrie 
horlogère suisse (CP) 
www.cpih.ch

CURAVIVA Schweiz – Verband Heime und 
Institutionen Schweiz 
www.curaviva.ch

Erdöl-Vereinigung (EV) 
www.erdoel.ch

EXPERTsuisse – Schweizer 
Expertenverband für Wirtschaftsprüfung, 
Steuern und Treuhand 
www.expertsuisse.ch

Fédération suisse romande des 
entreprises de plâtrerie-peinture FREPP 
www.frepp.ch

fial – Foederation der Schweizerischen 
Nahrungsmittel-Industrien 
www.fial.ch 

GastroSuisse – Verband für Hotellerie 
und Restauration in der Schweiz 
www.gastrosuisse.ch

Groupement des Entreprises 
Multinationales (GEM) 
www.gemonline.ch

H+ Die Spitäler der Schweiz 
www.hplus.ch

Handel Schweiz 
www.handel-schweiz.com

Holzbau Schweiz 
www.holzbau-schweiz.ch

hotelleriesuisse –  
Swiss Hotel Association 
www.hotelleriesuisse.ch

ICTswitzerland 
www.ictswitzerland.ch

IG Detailhandel Schweiz 
www.ig-detailhandel.ch

Schweizer Brauerei-Verband 
www.bier.swiss

Schweizer Buchhändler-  
und Verleger-Verband SBVV 
www.sbvv.ch

Schweizerischer Baumeisterverband 
www.baumeister.ch

Schweizerischer  
Versicherungsverband (SVV) 
www.svv.ch

SMGV Schweizerischer Maler- und 
Gipserunternehmer-Verband 
www.smgv.ch

Spitex Schweiz 
www.spitex.ch

suissetec – Schweizerisch-
Liechtensteinischer 
Gebäudetechnikverband 
www.suissetec.ch

SWICO – Schweizerischer 
Wirtschaftsverband der Informations-, 
Kommunikations- und 
Organisationstechnik 
www.swico.ch

SwissBeton – Fachverband für Schweizer 
Betonprodukte 
www.swissbeton.ch

Swiss Cigarette 
www.swiss-cigarette.ch

SWISSMECHANIC – Schweizerischer 
Verband mechanisch-technischer 
Betriebe 
www.swissmechanic.ch

Swissmem – ASM Arbeitgeberverband 
der Schweizer Maschinenindustrie 
www.swissmem.ch

Swiss Plastics 
www.swiss-plastics.ch

Swiss Retail Federation 
www.swiss-retail.ch

swissstaffing 
www.swissstaffing.ch

Swiss Textiles 
www.swisstextiles.ch

VERBAND DER SCHWEIZER 
DRUCKINDUSTRIE (VSD) 
www.vsd.ch

Verband der Schweizerischen 
Cementindustrie 
www.cemsuisse.ch

Verband SCHWEIZER MEDIEN 
www.schweizermedien.ch

Verband Schweizerischer  
Privatschulen (VSP) 
www.swiss-schools.ch

seit 1.1.2019 
Verband Schweizerischer Schreiner
meister und Möbelfabrikanten VSSM 
Zentralpräsident: Thomas Iten 
Direktor: Mario Fellner 
www.vssm.ch 

Verband Schweizerischer 
Sicherheitsdienstleistungs- 
Unternehmen (VSSU) 
www.vssu.org

Verband Schweizerischer 
Versicherungsbroker (SIBA) 
www.siba.ch

Vereinigung Schweizerischer 
Glasfabriken

viscom – Schweizerischer Verband  
für visuelle Kommunikation 
www.viscom.ch

VSEI Verband Schweizerischer  
Elektro-Installationsfirmen 
www.vsei.ch
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REGIONALORGANISATIONEN

Aargauische Industrie- und 
Handelskammer (AIHK) 
www.aihk.ch

AGV Arbeitgeberverband Rheintal 
www.agv-rheintal.ch

AITI Associazione Industrie Ticinesi 
www.aiti.ch

Arbeitgeberverband Basel 
www.arbeitgeberbasel.ch

Arbeitgeberverband Kreuzlingen  
und Umgebung 
www.agvkreuzlingen.ch

Arbeitgeber-Verband Rorschach  
und Umgebung 
www.agv-rorschach.ch

Arbeitgeberverband  
Sarganserland – Werdenberg 
www.agv-sw.ch

Arbeitgeber-Verband See – Gaster 
www.agvsg.ch

Avenir Industrie Valais/Wallis 
www.avenir-industrie-valais.ch

Chambre de commerce et d’industrie  
du Jura 
www.ccij.ch

Chambre neuchâteloise du commerce  
et de l’industrie 
www.cnci.ch

Chambre vaudoise du commerce  
et de l’industrie (CVCI) 
www.cvci.ch

Glarner Handelskammer 
www.glhk.ch

Handelskammer und  
Arbeitgeberverband Graubünden 
www.hkgr.ch

Handels- und Industriekammer  
Appenzell-Innerrhoden 
www.hika-ai.ch

Handels- und Industriekammer des 
Kantons Freiburg HIKF 
www.hikf.ch 

Industrie- und Handelskammer Thurgau 
www.ihk-thurgau.ch

Industrie- und Handelskammer 
Zentralschweiz IHZ 
www.ihz.ch

Industrie- und Handelsverband  
Grenchen und Umgebung 
www.ihvg.ch

Kantonalverband Bernischer  
Arbeitgeber-Organisationen 
www.berner-arbeitgeber.ch

Mit folgenden Unterorganisationen:

Arbeitgeberausschuss der HIV-Sektion 
Burgdorf-Emmental

Arbeitgeberausschuss der HIV-Sektion 
Lyss-Aarberg und Umgebung

Arbeitgebersektion des Handels- und 
Industrievereins Biel-Seeland

Verband der Arbeitgeber der Region 
Bern (VAB) 
www.berner-arbeitgeber.ch

Verband WIRTSCHAFT THUN 
OBERLAND 
www.wirtschaftthunoberland.ch

WVO Wirtschaftsverband Oberaargau 
www.wvo-oberaargau.ch

seit 1.1.2019 
Liechtensteinische Industrie- und 
Handelskammer (LIHK) 
Präsident: Klaus Risch 
Geschäftsführer: Josef Beck 
www.lihk.li 

Solothurner Handelskammer 
www.sohk.ch

Union des Associations Patronales 
Genevoises (UAPG) 
www.uapg.ch

Verband Zürcher Handelsfirmen 
www.vzh.ch

Vereinigung Zürcherischer 
Arbeitgeberorganisationen

Vereinigung Zürcherischer 
Arbeitgeberverbände der Industrie (VZAI) 
www.vzai.ch 

Mit folgenden Unterorganisationen:

Arbeitgeberverband des Bezirks 
Affoltern am Albis und Umgebung

Arbeitgeber-Verband Zürcher Oberland 
und rechtes Seeufer 
www.avzo.ch

Arbeitgeberverein Zürichsee-
Zimmerberg (AZZ) 
www.agzz.ch 

Arbeitgebervereinigung des Zürcher 
Unterlandes (AZU) 
www.avzu.ch

Handelskammer und 
Arbeitgebervereinigung Winterthur 
(HAW) 
www.haw.ch

INDUSTRIEVEREIN VOLKETSWIL – 
Vereinigung der Industrie-, Handels- 
und Dienstleistungsbetriebe in 
Volketswil und Umgebung 
www.ivv.ch

Industrievereinigung Weinland

ivz Industrie-Verband Zürich 
www.ivz.ch

Walliser Industrie- und Handelskammer 
www.wihk.ch

Zuger Wirtschaftskammer 
www.zwk.ch

EINZELMITGLIEDER

BLS AG 
www.bls.ch

Die Schweizerische Post AG 
www.post.ch

Schweizerische Bundesbahnen SBB 
www.sbb.ch

Swisscom AG 
www.swisscom.ch

Die ausführlichen und laufend aktualisierten 
Adressangaben unserer Mitglieder können  
der Website www.arbeitgeber.ch/ueber-uns/
mitglieder/ entnommen werden.

http://www.arbeitgeber.ch/ueber-uns/mitglieder
http://www.arbeitgeber.ch/ueber-uns/mitglieder/
http://www.arbeitgeber.ch/ueber-uns/mitglieder/


Um den Augen- und Gaumenschmaus besorgt:  
Der Lehrberuf Koch/Köchin EFZ.
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PRÄSIDENT

 
 
 
 
 
 
 
Valentin Vogt 

VIZEPRÄSIDENTEN

 
 
 
 
 
Gian-Luca Lardi  
Schweizerischer 
Baumeisterverband

 
 
 
 
Jean-Marc Probst  
Chambre vaudoise  
du commerce et de 
l’industrie (CVCI)

QUÄSTOR

 
 
 
 
Severin Moser 
Schweizerischer 
Versicherungs-
verband (SVV)

MITGLIEDER

 
 
 
 
 
 
Leif Agnéus  
swissstaffing

 
 
Lukas Gähwiler 
ARBEITGEBER 
BANKEN – 
Arbeitgeberverband 
der Banken in der 
Schweiz

 
 
 
Urs Kaufmann  
Swissmem – ASM 
Arbeitgeberverband 
der Schweizer 
Maschinenindustrie

 
 
 
 
Fabio Regazzi 
Nationalrat,  
AITI Associazione 
Industrie Ticinesi

 
 
 
Philippe Bauer  
Nationalrat, 
Convention patronale 
de l’industrie 
horlogère suisse (CP)

 
 
 
 
 
Franz Grüter 
Nationalrat, 
ICTswitzerland

 
 
 
Brigitte Lüchinger-
Bartholet  
AGV 
Arbeitgeberverband 
Rheintal

 
 
Dr. Thomas Bösch  
Arbeitgeberverband 
Basler Pharma-,  
Chemie- und  
Dienstleistungs
unternehmen 

 
 
Daniel Huser 
suissetec – 
Schweizerisch-
Liechtensteinischer 
Gebäudetechnik-
verband

 
 
 
Pierre-André 
Michoud  
hotelleriesuisse –
Swiss Hotel 
Association

VORSTANDSAUSSCHUSS
Stand 1. März 2019
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Daniel Arn 
SWISSMECHANIC – Schweizerischer 
Verband mechanisch-technischer Betriebe

Willi Bachmann 
Swiss Plastics

Armin Berchtold 
Verband Schweizerischer Sicherheits
dienstleistungs-Unternehmen (VSSU)

Jürg Brechbühl 
Allpura – Verband Schweizer  
Reinigungs-Unternehmen

Claudia Bucheli Ruffieux 
Verband Zürcher Handelsfirmen

Pascal Buchser 
fial – Foederation der Schweizerischen 
Nahrungsmittel-Industrien

Marcel Delasoie 
Fédération suisse romande des 
entreprises de plâterie-peinture FREPP

Thomas Dietziker 
CURAVIVA Schweiz – Verband Heime  
und Institutionen Schweiz

Claudia Di Giuseppe 
CHOCOSUISSE – Verband Schweizerischer 
Schokoladefabrikanten

Peter Edelmann 
viscom – Schweizerischer Verband für 
visuelle Kommunikation

Hans-Jürg Enz 
Vereinigung Schweizerischer Glasfabriken

Daniel Everts 
Convention patronale de l’industrie 
horlogère suisse (CP)

Jean-Luc Favre 
Union des Associations Patronales 
Genevoises (UAPG) 

Mario Freda 
SMGV Schweizerischer Maler-  
und Gipserunternehmer-Verband

Alois Gmür 
Nationalrat, Schweizer Brauerei-Verband

Daniel Hofer 
Erdöl-Vereinigung (EV)

Thomas Hurter 
Nationalrat, AEROSUISSE – Dachverband 
der schweizerischen Luft- und Raumfahrt

Marc R. Jaquet 
Arbeitgeberverband Basel

Dagmar Jenni 
Swiss Retail Federation

Franziska Jermann 
BLS AG

Markus Jordi 
Schweizerische Bundesbahnen SBB

Andreas Knöpfli 
SWICO – Schweizerischer Wirtschafts
verband der Informations-, Kommunika-
tions- und Organisationstechnik

Hans Kunz 
AM Suisse – Dachverband für die 
Fachverbände Agrotec Suisse und 
Metaltec Suisse

Markus Lehmann 
Verband Schweizerischer 
Versicherungsbroker (SIBA)

Blaise Matthey 
frei gewähltes Mitglied

Marcel Nickler 
ASCO – Association of Management 
Consultants Switzerland

Daniel A. Pfirter 
Handel Schweiz

Luc Pillard (designiert) 
IG Detailhandel Schweiz

Casimir Platzer 
GastroSuisse – Verband für Hotellerie  
und Restauration in der Schweiz

Martin Reichle 
Vereinigung Zürcherischer 
Arbeitgeberorganisationen

Angelika Rinner (designiert)  
Verband der Schweizerischen 
Cementindustrie

Peter Ritter 
EXPERTsuisse – Schweizer 
Expertenverband für Wirtschaftsprüfung, 
Steuern und Treuhand

Florian Rochat 
Swiss Cigarette

François Rohrbach 
Groupement des Entreprises 
Multinationales (GEM)

Andreas Ruch 
Industrie- und Handelskammer 
Zentralschweiz IHZ

Hans Rupli 
Holzbau Schweiz

Valérie Schelker 
Die Schweizerische Post AG

Peter Schilliger 
Nationalrat, frei gewähltes Mitglied

Martin Schoop 
Aargauische Industrie- und 
Handelskammer (AIHK)

Stefan Schwerzmann 
Schweizer Buchhändler- und  
Verleger-Verband SBVV

André Jean Six 
Swiss Textiles

Markus Somm 
Verband SCHWEIZER MEDIEN

Dr. Markus Staub 
VERBAND DER SCHWEIZER 
DRUCKINDUSTRIE (VSD)

Walter Suter 
Spitex Schweiz

Dr. Claude Thomann 
Kantonalverband Bernischer  
Arbeitgeber-Organisationen

Michael Tschirky 
VSEI Verband Schweizerischer  
Elektro-Installationsfirmen

Martin Weder 
SwissBeton – Fachverband für  
Schweizer Betonprodukte

Dr. Hans C. Werner 
Swisscom AG

Rolf Zehnder 
H+ Die Spitäler der Schweiz

EHRENMITGLIEDER

Fritz Blaser

Dr. Guido Richterich

Dr. Rudolf Stämpfli

GAST

Monika Rühl 
economiesuisse

REVISIONSSTELLE

OBT AG, Zürich

VORSTAND
Stand 1. März 2019



Fühlt der Gesellschaft den Puls:  
Der Lehrberuf Fachmann/-frau Gesundheit EFZ.
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GESAMTLEITUNG

 
 
 
 
 
Prof. Dr.  
Roland A. Müller 
Direktor

 
 
 
Christian Maduz 
Fachspezialist 
Arbeitsrecht und 
Projektleiter 
Direktion

 
 
 
 
 
 
Berta Müller 
Direktionsassistentin 

RESSORT ARBEITSMARKT  
UND ARBEITSRECHT

 
Daniella  
Lützelschwab 
Mitglied der 
Geschäftsleitung  
und Ressortleiterin

 
 
 
Dr. Simon Wey 
Fachspezialist 
Arbeitsmarkt
ökonomie  
und stv. Ressortleiter 

RESSORT BILDUNG UND BERUFLICHE 
AUS- UND WEITERBILDUNG

 
 
 
Nicole Meier 
Mitglied der 
Geschäftsleitung  
und Ressortleiterin 
(Eintritt 1. Juni 2019)

GESCHÄFTSSTELLE
Stand 1. März 2019

ADMINISTRATION

 
 
 
Muriel Hofer 
Leiterin 
Administration, 
Assistentin 
Sozialpolitik

 
 
 
Hélène Kündig-
Etienne 
Assistentin  
«Antenne romande»/ 
Internationales

 
 
 
 
 
Astrid Egger  
Finanz- und 
Rechnungswesen
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RESSORT SOZIALPOLITIK  
UND SOZIALVERSICHERUNGEN

 
 
 
 
Martin Kaiser 
Mitglied der 
Geschäftsleitung  
und Ressortleiter

 
 
 
Frédéric Pittet 
Fachspezialist 
Sozialpolitik und 
Sozialversicherungen  
und stv. Ressortleiter

RESSORT INTERNATIONALE 
ARBEITGEBERPOLITIK

 
 
Marco Taddei  
Mitglied der 
Geschäftsleitung,  
Responsable  
Suisse romande  
und Ressortleiter

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
RESSORT KOMMUNIKATION

 
 
 
 
Dr. Fredy Greuter 
Mitglied der 
Geschäftsleitung  
und Ressortleiter

 
 
 
 
 
Marin Good 
Projektleiter  
Kommunikation

 
 
 
 
 
Tatjana Kistler 
Projektleiterin 
Kommunikation

 
 
 
 
Sabine Maeder  
Assistentin 
Arbeitsmarkt /  
Bildung

 
 
 
 
 
 
Katharina Singh  
Assistentin 
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ARBEITSMARKT

ALV-Ausgleichsfonds: 
Aufsichtskommission (inkl. Ausschuss): 
Vizepräsidium 
Roland A. Müller

Eidgenössische Arbeitskommission  
Daniella Lützelschwab

Eidgenössische Kommission  
für Frauenfragen  
Daniella Lützelschwab

Eidgenössische Kommission  
für Migrationsfragen  
Daniella Lützelschwab

Eidgenössische 
Koordinationskommission für 
Arbeitssicherheit  
Simon Wey

Eidgenössische tripartite Kommission  
für die Flankierenden Massnahmen  
Roland A. Müller

Expertengruppe Wirtschaftsstatistik 
Simon Wey

Kommission für Wirtschaftspolitik  
Roland A. Müller

Suva: Verwaltungsrat und  
Verwaltungsratsausschuss  
Roland A. Müller

BILDUNG

Éducation 21 – Bildung für Nachhaltige 
Entwicklung: Stiftungsrat 
Jürg Zellweger

Eidgenössische Berufsbildungs
kommission  
Jürg Zellweger

Expertenrat Weiterentwicklung  
der Armee (WEA) 
Jürg Zellweger	

Interessengemeinschaft Kaufmännische 
Grundbildung (IGKG) Schweiz:  
Präsident 
Jürg Zellweger

Observatorium für die Berufsbildung  
des Eidgenössischen Hochschulinstituts 
für Berufsbildung (EHB): Beirat  
Jürg Zellweger

Schweizerischer Trägerverein für  
Berufs- und höhere Fachprüfungen in 
Human Resources (HRSE) 
Jürg Zellweger

Schweizerisches Zentrum für die 
Mittelschule (ZEM CES): Beirat  
Jürg Zellweger

Stiftung SwissSkills: Stiftungsrat 
Jürg Zellweger

Verein Swiss Skills: Marketing & Events: 
Vorstandsmitglied  
Jürg Zellweger

SOZIALPOLITIK

BVG-Auffangeinrichtung: Vizepräsidium 
Stiftungsrat, Stiftungsratsausschuss  
und Leiter Anlageausschuss  
Martin Kaiser

BVG-Sicherheitsfonds:  
Präsidium Stiftungsrat  
Martin Kaiser

Compasso – berufliche Integration:  
Präsidium  
Martin Kaiser

Compenswiss – Ausgleichsfonds  
AHV/IV/EO: Verwaltungsrat und 
Verwaltungsratsausschuss  
Thomas Daum

Eidgenössische AHV-/IV-Kommission: 
finanzmathematischer Ausschuss  
und IV-Ausschuss  
Martin Kaiser

Eidgenössische BVG-Kommission  
(inkl. Anlageausschuss)  
Martin Kaiser

Expertengruppe Sozialstatistik  
Frédéric Pittet

Finanz- und Steuerkommission  
economiesuisse  
Martin Kaiser

Gesundheitskommission  
economiesuisse  
Martin Kaiser

Nationales Programm zur Prävention und 
Bekämpfung von Armut: Begleitgruppe  
Martin Kaiser

Netzwerk Psychische Gesundheit:  
Expertengruppe  
Martin Kaiser

Stiftung Profil – Arbeit & Handicap: 
Stiftungsrat  
Martin Kaiser

UVG-Ersatzkasse: Stiftungsrat  
Frédéric Pittet

INTERNATIONALES

Advisory Committee on Vocational 
Training (ACVT) to the European 
Commission 
Jürg Zellweger

Business and Industry Advisory  
Committee to the OECD  
Marco Taddei

Businesseurope: Council of Presidents  
Valentin Vogt

Businesseurope: Executive Bureau  
Roland A. Müller

Businesseurope: Executive Committee  
Roland A. Müller

Efta-Konsultativausschuss  
Marco Taddei

Eidgenössische Kommission zur  
Beratung des Nationalen Kontaktpunktes 
für die OECD-Leitsätze  
Marco Taddei

Eidgenössische tripartite Kommission  
für die IAO-Angelegenheiten  
Marco Taddei

Internationale Arbeitsorganisation  
Marco Taddei

Internationaler Verband der Arbeitgeber  
Marco Taddei

Schweizerisches Kompetenzzentrum  
für Menschenrechte  
Marco Taddei

MANDATE
Stand 1. März 2019



Der Schweizerische Arbeitgeberverband (SAV) ist seit 1908 die Stimme der Arbeitgeber 
in Wirtschaft, Politik und Öffentlichkeit. Er vereint als Spitzenverband der Schweizer 
Wirtschaft rund 90 regionale und branchenspezifische Arbeitgeberorganisationen sowie 
einige Einzelunternehmen. Insgesamt vertritt er über 100 000 Klein-, Mittel- und Gross
unternehmen mit rund 2 Millionen Arbeitnehmenden aus allen Wirtschaftssektoren. Der 
SAV setzt sich für eine starke Wirtschaft und den Wohlstand der Schweiz ein. Er verfügt 
dabei über anerkanntes Expertenwissen insbesondere in den Bereichen Arbeitsmarkt, 
Bildung und Sozialpolitik. Geführt wird der Verband von Direktor Roland A. Müller, präsidiert 
von Valentin Vogt.

Bildnachweise
Umschlag: SwissSkills 2018
S. 1: Rob Lewis
S. 2: Gaëtan Bally
S. 5: Gaëtan Bally
S. 6: Gaëtan Bally
S. 7: KEYSTONE/Anthony Anex
S. 12: SwissSkills 2018
S. 17: SwissSkills 2018
S. 20: SwissSkills 2018
S. 22: SwissSkills 2018
S. 27: SwissSkills 2018
S. 30: SwissSkills 2018
S. 32/33: Fredy Greuter (Bild links unten), zVg/ 
Schweizerischer Arbeitgeberverband (übrige Bilder)
S. 34/35: Fabian Stamm
S. 40: SwissSkills 2018
S. 41: zVg
S. 43: SwissSkills 2018
S. 44/45: Rob Lewis 
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Hegibachstrasse 47 
8032 Zürich 
T +41 (0)44 421 17 17 
F +41 (0)44 421 17 18 
www.arbeitgeber.ch 
verband@arbeitgeber.ch

Büro Bern: 
Marktgasse 25 / Amthausgässchen 3 
3011 Bern 
T +41 (0)31 312 37 02

Büro Lausanne: 
47 Avenue d’Ouchy 
1006 Lausanne 
T +41 (0)21 613 36 85

http://www.arbeitgeber.ch
mailto:verband@arbeitgeber.ch
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